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I. Kapitel. 

Entstehungsgeschichte der Washingtoner Regeln. 

Während des Krieges zwischen den Nord- und Süd- 
staaten von Amerika Hessen die konföderierten Südstaaten, 
deren Häfen durch die Flotte der Nordstaaten blockiert 
waren, in Europa, namentlich in England, Kaperschiffe bauen 
und ausrüsten. Trotz wiederholter Beschwerden und Vor- 
stellungen des Gesandten der Nordstaaten zeigte sich die 
englische Regierung teilnahmslos. So kam es, dass mehrere 
Kaperschiffe der Südstaaten in England hergestellt, ausge- 
rüstet und in englischen Kolonien verproviantiert werden 
konnten, wie die „Florida", „Georgia", „Shenandoah" und 
vor allem die „Alabama", die der ganzen Affäre den Namen 
gab. Die beim Auslaufen der Kaperschiffe an den Tag ge- 
legte Teilnahmslosigkeit und Gleichgültigkeit Englands er- 
regte allgemeine Misstimmung in den Vereinigten Staaten, 
zumal diese Schiffe, in erster Linie die „Alabama", dem See- 
handel der ' Nordstaaten empfindliche Verluste beibrachten. 
Am 29. Juli 1862 war die „Alabama" aus der Mersey-Bncbt 
zur Kreuzfahrt ausgelaufen. Die Vereinigten Staaten Hessen 
im Oktober 1863 durch ihren Gesandten in London Mr. Adams 
der britischen Regierung eine Note Übergeben, des Inhalts, 
dass sie England für den Schaden, der ihnen durch die 
Kreuzer zugefügt worden sei, verantwortlich machen inUssten, 
dass sie jedoch, in der Meinung, der gegenwärtige Augen- 
blick sei für eine ruhige Prüfung der Sachlage nicht geeignet, 
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bereit seien, in späterer Zeit die Angelegenheit einem Schieds- 
gerichte zn unterbreiten. 

Wahrend man auf amerikanischer Seite auf eine fried- 
liche Lösung rechnete, verhielt sich England besonders an- 
fangs bei den diplomatischen Verhandlungen so ablehnend, 
dass zwischen beiden Staaten eine Spannung entstand, wie 
sie seit 1814 nicht mehr gegeben war. Einige Male schien 
der Ausbruch eines Krieges nahe bevorstehend. So war es 
besonders Lord Rustel, der, so lange er Minister war, sich 
weigerte, in dieser Angelegenheit auf diplomatische Ver- 
handlungen einzugehen. Zwischen dem späteren Minister 
des Auswärtigen Lord Stanley und Mr. Adams kam es zu 
weiteren resultatlosen Unterhandlungen, bis der Nachfolger 
Mr. Adams, der Hr. Reverdy Johnson im November 1868 
mit Lord Stanley einen Vertrag schloss, wonach alle zwischen 
beiden Ländern bestehenden Streitigkeiten durch eine ge- 
meinsame Kommission von vier Mitgliedern erledigt werden 
sollten. Die Kommissäre sollten für den Fall, dass sie nicht 
durch Mehrbeitsbescbluss entscheiden könnten, einen Schieds- 
richter wählen und zwar sollte dies bezüglich der Alabama- 
forderung ein Souverän oder Staatsoberhaupt sein. Wegen 
dieser verschiedenen Behandlung der Alabamaforderung ver- 
langte das Kabinett von Washington unter Desavouierung 
«eines Gesandten die Revision des ganzen Vertrages. Auch 
ein weiterer Vertrag vom 14. Januar 1869 unter Lord Cla- 
rendon, dem Nachfolger Lord Stanleys, in dem England 
den amerikanischen Forderungen nachgab und einer Koni- 
mittsion die Autorität verlieh, über alle Forderungen Amerikas 
mit dem Beistand eines Schiedsrichters zu entscheiden, wurde 
vom amerikanischen Senat gleichfalls verworfen. Damals 
gab Sumner in einer Rede die bis dahin nur auf diplomatischem 
Wege zwischen beiden Ländern verhandelten Forderungen 
öffentlich bekannt nnd wies unzweideutig auf die indirekten 



— 11 — 

Schadenersatzansprüche Amerikas hin, indem er ausdrück- 
lich betonte, durch Englands Schuld seien nicht bloss ameri- 
kanische Gilter und Schiffe, sondern sogar der Seehandel im . 
allgemeinen vernichtet und der ganze Krieg verlängert 
worden. Es ruhte daraufhin die ganze Angelegenheit bis 
Janaar 1871. Unter der Ungunst der damaligen Verhält- 
nisse — Russlaud hatte die Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres gekündigt, zwischen Deutschland nnd Frankreich 
herrschte Krieg und überdies hatte der Präsident der Ver- 
einigten Staaten eine fast drohende Botschaft an England 
gerichtet — sah sich England gezwungen, abermals nachzu- 
geben. Lord Grauville schlug nun in Washington vor, eine 
gemeinsame Kommission sollte die Art und Weise der Bei- 
legang der Differenzen aber die Fischereirechte in Canada 
and das damit Zusammenhängende erledigen. Wie nicht 
anders zu erwarten war, stimmten die Vereinigten Staaten 
dem Vorschlag nur unter der Bedingung zu, dass auch die 
Alabamafordernngen dabei erledigt würden. In der dies- 
bezüglichen Note gebrauchte der amerikanische Staatssekretär 
Fish jenen viel umstrittenen Ausdruck, differences growing 
out of the acts committed by the several vessels. 

England machte anbedenklich dieses weitere Zugeständnis. 
worauf anfangs Mai die hohe Kommission von fünf englischen 
uud fünf amerikanischen Kommissären in Washington zu- 
sammentrat. 

Die englische Regierung zeigte ein Entgegenkommen, 
das die amerikanischen Ansprüche nur in die Höhe schrauben 
musste. Es war überhaupt von England wenig politisch, die 
ganze Angelegenheit mit einer grossen Staffage zu umgeben. 
Diese Bedenken brachte auch Lord Derby am 22. März 1872 
im englischen Oberhaus zum Ausdruck, als er sagte: „Eine 
Gesandtschaft, die mit so ungewöhnlichem Pomp ausgeschickt 
ward, war genötigt, irgend einen Vertrag zustande zu 
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. Sie konnte 



bringen, um sieb nicht lächerlich zu machen. Sie konnte 
nicht unverrich teter Sache zurückkehren und offenbar konnte 
man nicht leicht einen guten Handel machen, da die Gegen- 
partei dies vollkommen durchschaute." 

Ausserdem waren die Kommissäre Englands äusserst 
mangelhaft instruiert; denn sie hatten keine Weisung darüber 
erhalten, ob auch indirekte Forderungen Amerikas berück- 
sichtigt werden dürften, obwohl aus der Rede Sumners und 
aus dem von Staatssekretär Fish gebrauchten Ausdruck 
„growing out" deutlich hervorging, dass die Vereinigten 
Staaten auch indirekte Ansprüche geltend machen würden. 
So kam es auch. Die Amerikaner beanspruchten für die 
Alabamaforderung eine runde Summe, über die sich die 
Kommission einigen sollte. Die englischen Kommissäre da- 
gegen bestritten zwar einerseits überhaupt jegliche Neutra- 
litätsverletzung seitens ihrer Regierung , andererseits aber 
machten sie das Zugeständnis, die Frage der Verantwortlich- 
keit für die Taten der Alabama einem Schiedsgericht unter- 
breiten zu wollen. Auf amerikanischer Seite stimmte mau 
unter der Bedingung zu, dass zuerst die Grundsätze fest- 
gelegt würden, die für das Schiedsgericht bei Erwägung der 
Tatsachen massgebend sein sollten. 

Über dieses sonderbare Verlangen, Regeln aufzustellen, 
die bei der Beurteilung vergangener Tatsachen bindend sein 
sollten, glaubten die englischen Kommissäre nicht selbständig 
entscheiden zu können , deshalb trugen sie ihrer Regierung 
den Antrag Amerikas vor. Das Gladstonsche Ministerium 
ermächtigte darauthin unbedenklich seine Vertreter, zu er- 
klären, dass Ihrer Majestät Regierung zwar nicht den vor- 
geschlagenen Regeln als Darlegung der Grundsätze, welche 
zur Zeit, wo die Alabamaforderungen entstanden, in Kraft 
gewesen, beistimmen könne, dass sie aber, um ihren Wunsch 
zu betätigen, die freundlichen Beziehungen beider Länder zu 
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stärken und für die Zukunft in befriedigender Wffel tu 

sorgen, ihre Znstimmnng dun gebe, dass bei der Ebtecheirittug- 
der "Fragen, die ans diesen Forderungen entspr. i der 

Schiedsrichter annehmen solle, Ihrer Majestät Regierung habt» 
sich anheischig gemacht, nach den Qrnndsataen zu Imiulolii, 
welche in den von den amerikanischen Kommissuren VOtgfr 
schlagen en Regeln niedergelegt seien. Damit gab England ;iln>r- 
mals mit einem nichtssagenden nnd, wie wir weiterhin sehen 
werden, mit einem tatsächlich unbegründeten Vorbehalt nm-li. 
So kam der am S. Mai unterzeichnete und am 17. Juni 1 87 1 rati- 
fizierte Washingtoner Vertrag mit seinen drei Regeln /.usliiiulo. 
Diese sogen. Washingtoner Regeln lauten folgen..! 

Eine neutrale Regierung ist verpflichtet, 
T. Hinreichende Sorgfalt anzuwenden, am innerhalb ihri-i Jurisdiktion 
(to use due diligentia) die Ausrüstung, Bewaffnung od« E^ttl 
pierung irgend eines Sohiffea zu verhindern, von dorn xlo mit 
ausreichendem Grunde glauben kann, dass es bestimmt nol, gnguii 
eine Macht, mit der sie in Frieden lebt, zu kreunm odir Kilo«; 
zu führen; und ebenso die gleiche Sorgfalt auauwoi i um dm 
Auslaufen eines solchen Schiffes aus ihrem Jurlsdlkh- IU 

verhindern, sofern ein solches Sohiff ausdrücklich ganz Odir HM 
Teil innerhalb des neutralen Gebietes zu kriegerls ZwHkf 

hergestellt ist 
IL Nicht zu erlauben oder in dulden, dus einer der Ki 

sich ihror Häfen oder Gewässer als Baals maritima. t)|j<ir»ti«iii>ii 
bediene oder dazu benutze, seine Eiiegsrorrate und W»ffnn m 
vermehren, noch Mannschaften anwerbe. 

I1T. Hinreichende Sorgfalt in ihren eigenen Hafen mlnr OtiwiUwini 
sowie in Bezog auf alle Peraonen innerhalb ihrer JsJrlffUatbM M 
verwenden, um jede Verletzung der vorerwähnt«« VtrytUtkiM$n 
zn verbinden]. 

Ursprünglich hatten die amerikanischen Kummn <>< HOffa 
eine vierte Regel vorgeschlagen, welche die weiten BslfMUl 
lung eines Schiffes betraf, das in Verletzung der VwatfilltAt 
im Sinne der ersten Regel daajnriadikti'>n«g<{!bi«t Ha* BMtfJfJfffl 
Staates verlassen hatte. Diese K«g«l ward« »hat u*><M um- 
fangreicher Disknssioo fallen gelassen. 
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Im Scblnssatz des Art TI des Washingtoner Vertrages, 
der die drei Hegeln enthält, verpflichteten sich die hohen 
Kontrahenten, auch in Zukunft die Regeln unter sich zn 
beobachten and die übrigen Machte zn ihrer Annahme ein- 
zuladen. 

Mit der Annahme der drei Segeln war die Verurteilung 
Englands die onmittelbar Toraoszosehende Folge. England 
hatte sich selbst verurteilt. 

Trotzdem feierte zunächst das englische Ministerium den 
Vertrag za Washington als einen Sieg. Gladstone wies die 
europäischen Völker auf das Beispiel Englands hin, einen 
internationalen Streitfall friedlich beigelegt za haben. Tat- 
sächlich liegt auch in diesem Punkte die grösste Bedeutung 
des ganzen Vorgangs. 

Auch die Bevölkerung Englands war über die Beseitigung 
des unangenehmen Streitfalles einerseits sehr erfreut, docb 
war der Beifall für die Regierung etwas geteilt. Man fühlte, 
dass man sich für etwas schuldig bekannt habe, was man im 
Prinzipe ;ür rechtmässig hielt, und fürchtete die bedeutende 
Entschädigungspflicht, die durch die vagen Vertragsbestim- 
mungen nicht begrenzt war. Es ist unverstandlich, wie Eng- 
land einen solchen Vertrag von höchst nationaler und volks- 
wirtschaftlicher Bedeutung in geradezu kindlicher Vertrauens- 
seligkeit abfasste und darüber gar nichts bestimmt«, worüber 
man sich zu allererst hätte vertragen sollen, nämlich aber 
die Ausdehnung der Entschftdigungspflicht. 

Osborne bezeichnete später einmal den Vertrag als ein 
loose bnngling document. 

Die englische Regierang aber erkannte die Mängel des 
Vertrages nicht eher, als bis die ganze Presse in Aufregung 
geriet. Als nun Amerika seine indirekten Ansprüche geltend 
machte, behauptete die englische Regierung, nach der Inter- 
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pretation des Vertrages könne ein indirekter Schaden über- 
haupt nicht in Frage kommen. Zur weiteren Begründung 
dieser Behauptung sagte Lord Granville in einer Depesche 
vom 20. März, „wie hatte man anch jemals hoffen können, 
dass andere Staaten den Nentraütätsvorschriften des Ver- 
trages beitreten wurden, wenn der Neutrale für indirekte An- 
sprüche verantwortlich gemacht werden sollte." England 
zeigte sich Ober die Stellang der indirekten Anspräche setir 
überrascht, obwohl man doch ans der Bede Snmners als anch 
ans dem von Staatssekretär Fish gebrauchten Ausdrnck 
„growing ont" zwingend darauf schliessen mnsste. Anch der 
Text des Washingtoner Vertrages selbst sprach keineswegs 
zu Gnusten der englischen Ansicht. Im Gegenteil, die Aus- 
drucke des Art. I „to remove and adjust all complaints tue 
High Contracting Parties agree that alt the s&id Claims shall 
be referred to a Tribnnal of Arbitratiou" sprechen ganz 
deutlich dafür, dass England nach dem Wortlaut des Überein- 
kommens sich verpflichtet hatte, alle Forderungen ohne Aus- 
nahme der Kompetenz des Schiedsgerichts zu unterbreiten. 
Lord Cairas, der frühere Grosskanzler nnd einer der be- 
deutendsten Rechtsgeleurten Englands, hat in der einzig 
richtigen Erkenntnis der Rechtslage geäussert: „Ich finde 
in den Protokollen nicht ein einziges Wort, das verhindern 
konnte, dass die närrischsten Forderungen uns mit Erfolg 
präsentiert werden." Aber die Freunde der internationalen 
Billigkeit, fügte er hinzu, versichern, dass solche extravagante 
Forderungen keine Chance haben werden. 

In der Erkenntnis, dass man in allzu grosser Nach- 
giebigkeit doch etwas zu weit gegangen sei, kündigte Lord 
Rassel am 29. April im Oberhaus eine Resolution an, dass 
Ihrer Majestät Regierung zn ersuchen sei, nicht weiter mit 
dem schiedsrichterliehen Verfahren vorzugehen, solange nicht 
die indirekten Ansprüche zurückgezogen seien. 
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Amerika blieb von vornherein auf seinem Rechtsstani- 
punkt stehen und wollt« der Vereinbarung gemäss auch die 
Frage der indirekten Ansprüche vom Schiedsgerichte ent- 
schieden wissen, gab jedoch das Versprechen, indirekte Ad- 
spriiehe fernerhin nicht mehr geltend machen zn wollen. 
Amerika Hess damit das Prinzip des indirekten Schaden- 
ersatzes ats Neutralitätspflicht im allgemeinen fallen, nur in 
diesem besonderen Falle sollte es nach urteil des Schieds- 
gerichtes eventuell zur Geltung kommen. Es war dies ein 
Akt äusserst diplomatischer Klugheit und Spitzfindigkeit; 
denn einerseits erschien dieses Versprechen als ein Zu- 
geständnis an England, andererseits bewahrte man sich da- 
durch vor den unangenehmen Schlussfolgerungen, die in Zu- 
kunft einmal bei vertauschten Rollen den eigenen Staat 
hätten treffen können. 

In England war man damit nicht zufrieden; Parlament 
und Volksstimme verlangten die ausdrückliche Zurücknahme 
der indirekten Ansprüche. Man debattierte im Parlament, 
man verhandelte viel hin und her, man beantragte Vertagung 
des Schiedsgerichtes, kurzum man kam zn keinem die beiden 
Parteien zufriedenstellenden Resultat, bis das Schiedsgericht 
selbst, das mittlerweile in Genf zusammengetreten und am 
15. Dezember 1871 seine Arbeiten begonnen hatte, einen 
Ausweg fand. Am 19. Juni 1872 erklärte es aus eigener 
Kompetenz, dass die Schiedsrichter nach sorgfältiger Prüfung 
der von Amerika vorgelegten Argumente jeder für sich und 
alle zusammen zu dem Schlüsse gelangt seien, dass indirekte 
Schadenersatzansprüche keine Grundlage für die Feststellung 
einer Pflicht zum Schadenersatz bildeten, die nach völker- 
rechtlichen Prinzipien aufrecht zu erhalten wäre, weshalb 
dieselben selbst dann durch das Schiedsgericht hätten aus- 
geschlossen werden müssen, wenn zwischen den Regierungen 
keine verschiedene Ansicht darüber geherrscht hätte. Diesen 
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Aussprach des Schiedsgerichts erkannten die beiden Mächte 
an. Der amerikanische Vertreter erklärte im Auftrag seiner 
Regierung, dass der Präsident den Ausspruch des Schieds- 
gerichts als entscheidend für die betreffende wichtige Frage 
des öffentlichen Rechts annehme und dass die Vereinigten 
Staaten nicht mehr auf den erwähnten Ansprüchen bestehen 
würden welche demnach von der Erwägung für den Schieds- 
spruch ganz ausgeschlossen werden mögen, und der englische 
Vertreter zog daraufhin seinen Antrag auf Vertagung des 
Schiedsgerichts zurück. Durch die Anerkennung des vom 
Schiedsgerichte gleichsam in abstracto gefasslen Spruches hatte 
England abermals nachgegeben und die Vereinigten Staaten 
waren auf ibrem Rechtsstandpunkte, nur den Ausspruch des 
Schiedsgerichts über die indirekten Ansprüche gelten lassen 
zu wollen, durchgedrungen. 

Damit war die Frage über die indirekten Ansprüche aus 
der Welt geräumt. Das Schiedsgericht setzte seine Arbeiten 
fort und sprach bereits am 14. September 1872 sein Urteil. 
Es hatte England der Neu traliläts Verletzungen schuldig ge- 
sprochen und zu einem Gesamtschadenersatz in der Höhe 
von 15 Millionen Dollar nebst Zinsen verurteilt. 

Diese Verurteilung Englands war nur die logische Folge 
der Annahme der Washingtoner Regeln. 



II. Kapitel. 

Verschiedene Auffassung der Washingtoner Hegeln unter 
den Vertragsstaaten nnd ihre Würdigung. 

Da die beiden Kontrabenten im Art. 6 des Washingtoner 
Vertrages vereinbart hatten, nicht nur die Regeln in Zukunft 
unter sich zu beobachten, sondern auch die Mächte zu ihrer 
Annahme aufzufordern, so mussten sie, bevor sie die Ein- 
ladung hiezu an die Mächte ergehen liessen, zu allererst selbst 
über ihren Inhalt im klaren sein. Eine beiderseits aner- 
kannte offizielle Interpretation der drei Regeln war uner- 
lässlich. 

I. Die Vereinigten Staaten sahen in den Washing- 
toner Regeln nur die Sanktion gewisser Prinzipien des Völker- 
rechts, die schon vor dem Bürgerkriege von 1861 in Kraft 
waren. Diese Ansicht geht deutlich aus der Jahresbotschaft 
des Präsidenten an den Kongress vom 4. Dezember 1871 
hervor, in der es heisst: „Les Parties Contractantes dans le 
trait6 ont rösolu de considerer comme regle de leurs rapports 
mutuels certaines principes de droit public, pour les quels les 
ßtats-Unis ont luttö depuis le commencement de leur histoire. 
Elles sont convenus de plus, de porter ces principes h la 
connaissance des autres Puissances maritimes, et de les in- 
viter & y adhörer." 

Das gleiche ergibt sich aus dem Memorandum, das die 
Regierung der Vereinigten Staaten im Jahre 1872 an das 
Schiedsgericht gesandt hat. Tatsächlich bestätigt die Ge- 
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schichte, dass die Vereinigten Staaten von dem Anbeginn 
ihrer Entstehung vor allen anderen Mächten für diese Völker- 
rechtsprinzipien eingetreten sind und dass die Entwicklung 
der Vereinigten Staaten als Seemacht für den Neutralitäts- 
fortschritt von grosser Bedeutung war; denn am Ende des 
18. Jahrhunderts nahmen die Neutralitätsrechte erst allge- 
meineren Charakter an. Die Neutralität, eine moderne Idee, 
die heutzutage noch nicht die möglichst hohe Stufe der Ent- 
wicklung erreicht hat, wie besonders die letzten Haager Kon- 
ferenzen bewiesen, war erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts 
dem Worte und dem Sinne nach geboren worden, ihre Mutter 
war der Seehandel. 

In den Handelsverträgen der einzelnen Staaten unter- 
einander wuchs der Neutralitätsgedanke heran und entwickelte 
sich, bis er gegen Ende des 18. Jahrhunderts Allgemeingut 
der Seemächte war mit Ausnahme Englands. 

England widersetzte sich der neuen Idee, um seine Supre- 
matie auf dem Meere herrschen zu lassen. In dieser Zeit 
finden wir in den Handelsverträgen zwischen den Seemächten 
bereits Bestimmungen über die Bewaffnung von Raubschiffen 
und dergl. Ein gutes Beispiel ist hier der Handelsvertrag 
der Vereinigten Staaten mit Prankreich vom 6. Februar 1778, 
der dann den Anlass gab zu dem allgemeinen Neutralitätsakt 
des Jahres 1794. In jenem Handelsvertrage hatten die Ver- 
einigten Staaten Frankreich, dessen Hilfe sie bei ihrem Un- 
abhängigkeitskampfe in Anspruch nehmen wollten, vor den 
übrigen Mächten auf dem Gebiete des Neutralitätsrechtes in 
unerhörtem Masse begünstigt. Nach Art. 17 des Vertrages 
z. B. war es französischen Kriegs- und Raubschiffen gestattet, 
jegliche Prise ohne Untersuchung ihrer rechtmässigen Er- 
werbung in amerikanische Häfen zu führen, während den 
Schiffen anderer Mächte, die französische Prisen gemacht 
hatten, von Notfällen abgesehen, der Aufenthalt verweigert 

2* 
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wurde. Und der Art. 22 verbot den Mächten, die mit Frank- 
reich im Kriege standen, sieb in amerikanischen Häfen zu 
bewaffnen, dort Prisen zu verkaufen oder mehr Lebensmittel 
zu erwerben als bis zur Ankunft im nächsten eigenen Hafen 
nötig war. 

Frankreich dagegen durfte im Kriege auf amerikanischem 
Boden ungehindert seine Streitkräfte vermehren. Ferner ward 
vereinbart, dass kein Untertan der Vertragsstaaten gegen 
den anderen Kaperbriefe nehmen dürfe. Als nun aber Frank- 
reich im Jahre 1793 im Kriege gegen England in New- York 
Raubschiffe ausrüsten Hess, beklagte sich England offiziell 
über diese schreiende Ungerechtigkeit gegenüber den anderen 
Mächten. Daraufhin notifizierte am 5. Juni 1793 die ameri- 
kanische Regierung dem französischen und dem englischen 
Minister, dass die Regierung die Bewaffnung von Schiffen 
en eourse in seinen Häfen verbiete u. s. w. und dass, wenn 
Amerika seine Pflicht täte und Akte solcher Natnr unter- 
drücke, dies nur ein vernünftiges Mass von Gerechtigkeit sei 
gegenüber den kriegführenden Staaten. Ein entsprechender 
Zirkulationsbrief wurde am i. Angust 1793 an die Zollbe- 
hörden gerichtet. Die Zollbeamten sollten den ursprünglich 
in den Vereinigten Staaten ausgerüsteten bewaffneten Schiffen, 
sowie den durch diese Schiffe genommenen Prisen das Asyl 
verweigern. Der Verkauf und Export von Kriegsinstramenten, 
militärischen Vorräten u. s. w., kurz von Kriegskonterbande 
auf dem gewöhnlichen Handelswege sollte für alle Beteiligten 
frei bleiben. Trotz der Sympathie des amerikanischen Volkes 
für Frankreich war also Amerika damals für das allgemeine 
Neutralitätsprinzip eingetreten und zwar vor allem Amerikas 
erster Präsident Washington. Auf seinen Befehl wurden die 
in Frage stehenden Raubschiffe, die auf amerikanischem Boden 
ausgerüstet waren, weggenommen und die Konstruktion eines 
anderen verhindert. Er war es auch, der schon im Dezember 
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1793 in einer Proklamation den Kongresa zu einer eigenen 
Gesetzgebung zur strikteren Aufrechterhaltung der Neutra- 
lität die Veranlassung gab. 

So kam der allgemeine Nentralitätsakt vom 5. Juni 1T94 
zustande. 

Mit England hatten sich die Vereinigten Staaten am 
19. November 1794 dabin vertragen, dass den beiderseitigen 
Untertanen und Bürgern feindselige und gewalttätige Akte 
verboten wurden, ebenso die Annahme solcher Aufträge von 
einem Fürsten oder Staat, der mit dem anderen Teil vei feindet 
ist, ebenso war dem Feinde der einen Partei nicht mehr ge- 
stattet die Untertanen und Bürger der anderen Partei zum 
Kriegsdienste auszumustern. Auch durfte in den Häfen der 
beiden kontrahierenden Staaten den Schiffen, die eine Prise 
über die Angehörigen des anderen Staates gemacht hatten, 
keine Zuflucht gewährt werden, abgesehen vom Falle des 
Unwetters oder der Seenot, wobei jedoch für eine baldmüg- 
lichste Weiterreise Sorge getragen werden musste. Desgleichen 
verboten die Kontrahenten in ihren Territorialgewässern die 
Wegnahme von Schiffen oder Eigentum im Besitze der Unter- 
tanen einer der beiden Staaten durch eine dritte Macht. 

Der obenerwähnte allgemeine Neutralitätsakt vom 5. Juni 
1794, der durch das Statut vom 2. März 1797 fortgesetzt 
und durch die Akte vom 14. Juni 1797, vom 2. April 1800 
und 3. März 1817 etwas geändert worden war, bildete in 
revidierter Fassung das nene allgemeine Gesetz vom 20. April 
1818, (das anch z. Z. des Washingtoner Vertrages noch in 
Geltang war). Auch die Neutralitätserklärung der Vereinigten 
Staaten anlässlich des deutsch -französischen Krieges vom 
22. Augnst 1870 fusste auf den Bestimmungen dieses Aktes. 
In diesem Gesetze erkannten die Vereinigten Staaten 
gewisse Neutralitätspflichten an, und zwar vor all ■ die der 
strikten Unparteilichkeit zwischen den Kriegführenden. Bn- 



dann die weitergehende Pflicht, dass die Regierang innerhalb 
ihrer Territorialgrenzen vorbereitende feindselige Handlangen 
des Feindes und auch ihrer eigenen Untertanen verhindern 
müsse und für jede Art von Nachlässigkeit verantwortlich 
sei. Als solche verbotene Akte wurden erkannt: 

Die Ausmusterung anf eigenem Territorium für den 
Dienst eines Kriegführenden oder die Annahme eines solchen 
Auftrages für den Dienst in der Fremde, mit der Ausnahme, 
dass die Bemannung eines Kriegsschiffes mit Leuten von der 
Nationalität des Schiffes gestattet war. 

Kriegs- und Raubschiffe von Kriegführenden, die bereits 
vor dem Anlaufen eines amerikanischen Hafens armiert und 
bevollmächtigt waren, durften in diesen Hafen keinesfalls 
ihre offensiven und defensiven Streitkräfte vermehren weder 
durch Annahme von Mannschaften noch durch irgendwelche 
Erhöhung der materiellen Kraft des Schiffes in nautischer 
Beziehung oder in einer für eiu Handelsschiff unpassenden 
Art, Was aber den Bau von 8chiffen im Gebiete der Ver- 
einigten Staaten und anderweitige feindselige Handinngen 
betrifft, so war der Masstab für ihre Beurteilung nicht der 
Umfang und der Charakter der Vorbereitnngsbandlungen 
massgebend sondern allein die Absicht, in der man handelte. 

Diese Erkenntnis, einen feindseligen neutralitntver- 
letzendeu Willen als Bedingung für die Strafbarkeit zu setzen, 
erscheint nicht bloss auf einer rechtsphilosophischen als auf 
einer praktischen Erwägung zu beruhen. Denn wenn auch 
einerseits unter Zugrundlegung dieses dolus eine Unter- 
suchung des Deliktes nnd eine Überführung im einzelnen Falle 
erschwert sein dürfte, so ist doch eine einfache Umgehung 
des Gesetzes auf diese Weise viel mehr ausgeschlossen, als 
wenn man lediglich von gewissen formellen Voraussetzungen 
wie von dem Umfange der Vorbereitungshandlungen ausgeht. 
Ist z. B. nur die vollkommene Herstellung eines Schiffes zu 
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kriegsmassigem Gebrauch auf neutralem Boden die Voraus- 
setzuog ohne Berücksichtigung der Absicht wozn es gebaut 
wnrde, dann wird man natürlich dadurch, dass man das 
Schiff nur zum Teil herstellt und die Geschütze z. B. auf 
einem anderen Gebiet oder auf hoher See an Bord nimmt, in 
einfacher Weise die Neutralitätsgesetze umgehen. 7: . Durch- 
führung dieser Gesetze standen dem Präsident der Vereinigten 
Staaten alle Machtmittel zn Gebote. Beer, Marine and 
Miliz kann er aufwenden, wenn es sich z. B. darum bandelt, 
Schiffe wegzunehmen oder sie zum Verlassen der Häfen der 
Union zu zwingen. Zwecks möglichst rascher Erledigung der 
praktischen Fälle sind die zuständigen Beamten ermächtigt, 
selbständig Verfügungen zu treffen, Schiffe wegznnebmen und 
aufzuhalten, Kaution zu fordern n. s. w. selbst im blossen 
Falle des Verdachtes und der Wahrscheinlichkeit, ohne die 
Verpflichtung, vorher einen Befehl der Regierung abwarten 



Den gutgläubigen Handel Bit Kriegskonterbande jedoch. 
lässt die Gesetzgebung der Vereinigten Staaten uneinge- 
schränkt En amerikanischer Kaufmann darf Schüfe zu 
jeglichem Zwecke bauen, ausrüsten, verproviantieren and auf 
den Markt bringen oder unter heimischer Flagge und mit 
Papieren des eigenen Landes versehen und mit der Unlieben, 
Besatzung übers Meer senden. Naturlich unterliegt sein 
Schiff den allgemeinen Bestimmungen des Seerechtes, es darf 
sich dem Rechte der Visite nicht widersetzen und läuft auch 
Gefahr der Wegnahme, wenn es Konterbande fahrt jder eine 
Blockade bricht. 

Wenn aber ein Geschäftsmann als Agent oder überhaupt 
im Dienste eines Kriegführenden auf seinen Air: trag oder 
sonstige Anordnungen hin ein Schiff, das hernach zu feind- 
lichen Operationen verwendet wird an einen Kriegftthrenden 
Teräosaert, macht er sich einer Verletzung der nationalen 
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Gesetze schuldig. Verhaftung, Geldstrafen und Konfiskation 
des Schiffes drohen ihm. 

Aber nicht nur in der nationalen Gesetzgebung und in 
oben erwähnten internationalen Handelsverträgen haben die 
Vereinigten Staaten die in den drei Washingtoner Regeln ent- 
haltenen Neutralitätsprinzipien von Anfang an vertreten, 
sondern auch in der Behandlung internationaler Streitfälle 
praktisch betätigt. 

Prüfen wir zunächst zwei Fälle, die zu Beginn des Jahres 
1822 den höchsten Gerichtshof der Vereinigten Staaten be- 
schäftigten und zwar zuerst den Fall der „Santissima Trinidad". 
In dem vorhergegangenen Kriege zwischen den Vereinigten 
Staaten und Grossbritannien bedienten sich die Amerikaner 
eines Kapers namens „Monmouth", der nach dem Kriege in 
eine Brigg verwandelt wurde. Dieses Schiff, das noch einen 
Teil seiner früheren Armierung besass, wurde nun mit Kriegs- 
munition nach Buenos Airos gesandt, das damals eine auf- 
ständische spanische Kolonie und noch nicht als unabhängige 
Regierung anerkannt war. In Buenos Aires wurde das Schiff 
an die Regierung verkauft, wozu auch der Supercargo er- 
mächtigt war, für den Fall, dass er einen annehmbaren Preis 
erhalte. Das nnnmehr aus der Brigg entstandene Kriegsschiff 
„Independencia" fuhr daraufhin in einen amerikanischen Hafen, 
warb dort 30 Mann an und führte von dort noch einen Tender 
mit Kanonen und weiteren 25 Mann mit sich. So verstärkt 
nahm die „Independencia" das spanische Schiff „Santissima 
Trinidad" und brachte es nach dem amerikanischen Hafen 
Norfolk. Daraufhin verlangten die spanischen Behörden Resti- 
tution ihres Eigentums mit der Begründung, dass erstens die 
„Independencia" ursprünglich in ungesetzlicher Weise in den 
Vereinigten Staaten ausgerüstet, bewaffnet und bemannt worden 
sei und dass zweitens die „Independencia" nach ihrem Ein- 
tritt in den Dienst der Regierung von Buenos Aires ihre 
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Bemannung gesetzwidrig in den Vereinigten Staaten ergänzt 
und ihre Streitkräfte vermehrt habe. Aas den beiden letzteren 
Gründen gewährte der Gerichtshof das Eigentum zurück, 
während der erstere nicht durchdrang, da das Gericht nach 
dem vorgelegten Tatbestand den Nachweis nicht für erbracht 
hielt, dass von vornherein die Absiebt vorlag, dass die „Tnde- 
pendencia" Kriegsdienste leiste. Wenn auch die Beurteilung 
des ebener wiili n ten Falles sich nicht ganz mit der sonstigen 
offiziellen Auffassung dieser Neutralitätsfragen deckt, so kann 
man doch nicht behaupten, dass Amerika seine durch be- 
sondere nationale Gesetze festgelegten Neutralitätsprinzipien 
verkannt habe. Dies beweist am besten das Urteil im Falle 
der „Irresistible" im Parallelfall zur „Santissima Trinidad" 
and zwar um so mehr als dieses Urteil am Tage nach der 
Entscheidung des „Santissima Trinidad" -Falles, nämlich am 
13. März 1822, gefällt wurde, so dass man annehmen kann, 
dass wohl beide Fälle zusammen beraten wurden, nur mit 
dem Unterschied, dass im „Irresistible" -Falle die sorgfältig 
überlegte Auffassung des Chief Justice of tue United States, 
gestützt auf die Gesetze der Vereinigten Staaten, deutlich zum 
Ausdruck kam. Die „Irresistible" war ein in Baltimore gebautes 
Kriegsschiff, das von der Regierung zu Buenos Aires als 
Kaper bevollmächtigt war. Ihre ursprüngliche Konstruktion, 
Bemannung und Bewaffnung in Amerika betrachtete der 
höchste Gerichtshof als eine Verletzung der Neutralitätsgesetz- 
gebung der Vereinigten Staaten und eine andere Beurteilung 
nthe laws for the preservation of tbe neutralüiy of the country 
would be completely eltided." 

Betrachten wir ferner den Fall der „Caroline" vom 
Jahre 1838. Damals wurde das Dampfschiff „Caroline" von 
den kanadischen Aufständischen zum Transport von Kriegs- 
mnnitio n na fl jr eiwiüigen von der Grenze des Staates New 
Yo«jB|^^^^^^^^ "Vritorium Navy Island benutzt. 
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Der englische Kommandant traf nun dieses Schiff, das er 
wegzunehmen beauftragt war, im kanadischen Territorium an, 
es gelang ihm aber erst in den Gewässern der Vereinigten 
Staaten das Schiff einzuholen. Trotzdem bohrte er es in den 
Grund. 

Gegen diese Neutralitätsverletzung des Territoriums be- 
schwerte sich die Regierung der Vereinigten Staaten, worauf 
England in der Erkenntnis seines Unrechts sich zu recht- 
fertigen suchte und sein Bedauern aussprach. 

Erinnern wir uns ferner des Falles dfer „United States", 
der die strenge Auffassung Amerikas besonders deutlich er- 
kennen lässt. Im Auftrag des zu Frankfurt konstituierten 
vereinigten Deutschlands wurde im Jahre 1848 eine Kom- 
mission nach den Vereinigten Staaten gesandt zur Erwerbung 
von Kriegsschiffen zur Begründung einer nationalen Marine. 
Die Kommission erwarb auch ein Dampfschiff namens „United 
States", das mit Genehmigung der amerikanischen Regierung 
auf einer Werft in Brooklyn zu Kriegszwecken umgebaut 
werden sollte. Als der Gesandte Dänemarks, das damals mit 
Deutschland im Kriege war, davon erfuhr, wandte er sich 
mit der Behauptung, jenes Schiff sei zu Kriegszwecken gegen 
Dänemark bestimmt, an den Sekretär der amerikanischen 
Marine. Er führte weiter aus, dass nach seiner Information 
das Schiff durch besondere Abmachung bis zum Einlaufen in 
einen deutschen Hafen seinen amerikanischen Charakter einst- 
weilen bewahren solle, um unter der amerikanischen Flagge 
auf hoher See geschützt zu sein. Diesen Protest vom 8. April 
1849 notifizierte der Sekretär dem deutschen Gesandten mit 
dem Bemerken, dass das fragliche Schiff die Vereinigten 
Staaten nicht eher verlassen dürfe, bis nicht der deutsche 
Gesandte dem Präsidenten gegenüber die feierliche Ver- 
sicherung abgebe, dass das fragliche Schiff weder gegen- 
wärtig noch in Zukunft zum Gebrauche gegen eine Macht 
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bestimmt werde, mit der die Vereinigten Staaten damals in 
Frieden waren. Darauf erwiderte der deutsche Gesandte, 
das Schiff sei nach Bremerhaven bestimmt und solle dort 
weitere Befehle entgegennehmen; im übrigen habe Deutsch- 
land die Absicht, das Schiff in einer ferneren Periode zum 
Kriegszwecke zu verwenden; in rechtlicher Beziehung führte 
er aus, dass eine derartige Absicht nicht gegen das amerika- 
nische Gesetz vom 20. April 1818 Verstösse, denn der in 
diesem Gesetze aufgestellte Begriff einer Absicht sei so auf- 
zufassen, dass es sich nur um eine Absicht handeln könne, 
die „demnächst" in Verwirklichung trete, nicht erst in „spä- 
terer" Zeit. Strafbar sei nach dem Neutralitätsgesetz nur 
dann ein Akt, wenn eine unmittelbare Absicht zu feind- 
seligem Gebrauch vorläge also nur dann, wenn das Schiff 
sofort nach Verlassen des amerikanischen Gebietes die Feind- 
seligkeilen beginnen würde. Diese Interpretation wurde von 
dem Generaladvokat, gestützt auf mehrere Entscheidungen der 
obersten Gerichtshöfe der Vereinigten Staaten, in offizieller 
Form ausdrücklich verworfen, denn es bestehe keiu Unter- 
schied zwischen einer „Absicht" zu sofortigem oder even- 
tuellem Gebrauche. Der amerikanische Staatssekretär führte 
noch weiter aus, dass, wenn vor dem Auslaufen des Schiffes 
ans amerikanischem Gebiete die Absicht vorliege das Schiff 
überhaupt zu Kriegszwecken zu verwenden, die ganze An- 
gelegenheit keine reine Handelsunternelimung mehr sei. sondern 
vielmehr ein Akt, der nach dem NeutraliliLtsgesetz vom Jahre 
1818 verboten sei. Ganz irrelevant sei es dabei, ob man 
von einer unmittelbaren oder entfernteren Absicht spreche, 
es genüge, wenn überhaupt der Kriegführende die Absicht 
habe, das Schiff gegen den anderen in aggressiver Weise zu 
verwenden. Nach einem vergeblichen Vorschlag die Sache vor 
die amerikanischen Gerichte zu bri'rp'i. «mäste der deutsche 
Bevollmächtigte der zwingenden Fe < - < ■ amerilwolichen 

. 1 
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Behörden, die sich übrigens auf durchaus vernünftigem recht- 
lichem Boden stützte, nachgeben. 

Dieser Fall erscheint nicht bloss deshalb wichtig, weil 
er uns den strengen präzisen Neutralitätsstandpunkt der Ver- 
einigten Staaten erkennen lässt, sondern er unterstützt uns 
auch bei der Interpretation der Washingtoner Regeln. Welche 
Sorgfalt und Geflissenheit unter Umständen die Vereinigten 
Staaten betätigten, zeigt der Fall der Maury. 

Im Jahre 1855 während des Krimkrieges gab der eng- 
lische Konsul in New York seiner Vermutung Ausdruck, dass 
die in New York eben in der Ausrüstung befindliche Barke 
Maury, die angeblich zum Handel mit China bestimmt sei, 
in Wirklichkeit in einen russischen Kreuzer verwandelt 
werde, der die englischen Besitzungen in Indien schädigen 
sollte. Der vom englischen Minister unterrichtete amerika- 
nische Staatssekretär M. Marcy leitete nach Erhalt der eid- 
lichen Aussagen des englischen Konsuls, seines Advokaten 
und zweier Polizeioffiziere sofort die Untersuchung ein nach 
vorhergegangener einstweiliger Beschlagnahme des Schiffes. 
Die Vermutungen bestätigten sich nicht, worauf die Klage 
zurückgezogen wurde. In einer staunenswerten Raschheit 
war die ganze Angelegenheit innerhalb acht Tagen erledigt. 

Am 11. Oktober war der amerikanische Staatssekretär 
benachrichtigt worden uad am 19. Oktober war das Schiff 
wieder frei. Weiterhin ist im Jahre 1866 noch der Fall des 
„Meteor" zu erwähnen. Der „Meteor" war an die chile- 
nische Regierung verkauft worden, die ihn zu Feindseligkeiten 
gegen Spanien zu verwenden beabsichtigte. Sofort nach dem 
Verkauf Hess der Distriktsadvokat von New York, ohne 
weitere Instruktionen von Washington abzuwarten, das Schiff 
sequestrieren. Diese Verfügung wurde auch durch Urteil des 
Distriktshofes mit Rücksicht auf die früheren Entscheidungen 
des höchsten Gerichtshofes bestätigt. 
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Im Falle der „Cherokee", der sich fast zur selben Zeit 
unter den gleichen Bedingungen abspielte, beobachtete die 
Regierung der Vereinigten Staaten eine analoge Haltung. 

Eine strenge Auffassung des Neutralitätsbegriffes zeigten 
die Vereinigten Staaten auch während des cubanischen Auf- 
standes. Als Ende des Jahres 1868 die ersten Anzeichen 
des cubanischen Aufstandes bemerkbar wurden, machte man 
in Amerika zahlreiche Versuche, Expeditionen von Freiwilligen 
zu organisieren und Sendungen und Munition vorzubereiten. 
So oft derartige Versuche von dem spanischen Vertreter in 
Washington offiziell angezeigt wurden, schritt die Regierung 
ein und unterdrückte sie soweit es in ihrer Macht stand. 
So wurde z. B. anfangs Mai 1869 von den Behörden von 
Louisiana eine Expedition angehalten, die sich gerade organi- 
sieren wollte, und eine Korvette mit 500 Gewehren wegge- 
nommen. Am 25. Mai 1869 nahm die verbündete „marshal" 
die „Quaker City" weg in der Annahme, dass dieses Schiff 
in gesetzwidriger Weise den aufständischen Cubanern Hilfe 
bringen werde. Am 16. Juni wurde sogar der Gesandte der 
Republikaner von Cuba mit einigen seiner cubanischen Partei- 
gänger auf amerikanischem Boden verhaftet, weil sie in Ver- 
letzung der Neutralität am 1. Mai auf amerikanischem Boden 
eine militärische Expedition gegen Spanien, eine Macht, mit 
der die Vereinigten Staaten in Frieden lebten, vorbereitet 
hatten. Sie wurden erst gegen eine bedeutende Kautions- 
stellung von 7500 Dollar auf freien Fuss gesetzt. Im Juli 
wurde eine andere Expedition von Freiwilligen durch die 
Zollkutter, unter dem Befehl des Colonel Ryan, an der 
Einschiffung nach Cuba mit Gewalt verhindert. Ferner 
wurden im August der Dampfer „Hörnet", der eben mit 
Leuten und Munition Philadelphia verliess, und im Januar 
1870 der Dampfer „Anna" sequestriert. In den zahlreich 
angeführten praktischen Fällen sowie in der früher erwähnten 
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Gesetzgebung der Vereinigten Staaten finden wir die Richtig- 
keit des Ausspruches des Präsidenten bestätigt, dass die Ver- 
einigten Staaten seit ihrer Entstehung für die im Washingtoner 

Vertrag formulierten Neutralitätsprinzipien eingetreten sind. 

II. Wenden wir uns nun England zu. Wie früher an- 
geführt, hat das englische Ministerium seinerzeit als die 
Washingtoner Regeln in Vorschlag gebracht wurden, erklären 
lassen, dass die Regierung diese Regel nicht als Darlegung 
der Grundsätze betrachte, die zur Zeit des Entstehens der 
Alabamaforderung in Kraft waren. Später hat die englische 
Regierung das Zugeständnis gemacht, dass sie die Ansicht, 
dass die Regeln schon früher beobachtet worden seien, nur 
bezüglich der zweiten Regel teilen könne. Ihrer offiziellen 
Auffassung nach waren die Washingtoner Regeln nicht alt- 
hergebrachte, allgemein anerkannte Völkerrechtsprinzipien, son- 
dern vielmehr Regeln, die zur Erledigung des besonderen Falles 
geschaffen wurden. 

Betrachten wir daraufhin die nationale Gesetzgebung 
Grossbritanniens, um zu sehen, ob sie nicht dieser Auffassung 
widerspricht. Vor dem Jahre 1819 finden wir in der Geschichte 
Grossbritanniens keinen einzigen parlamentarischen Neatrali- 
tätsakt, abgesehen von den Kgl. Statuten, die den Kriegs- 
dienst für fremde Staaten unter den schwersten Strafen 
untersagten. So enthielten z. B. die Statuten 9 und 29 von 
Georg I. zur Verhinderung der Bildung Jakobitischer Armeen 
in Frankreich und Spanien sogar die Androhung der Todes- 
strafe. 

Über anderweitige Nentralitätspunkte ist in diesen Sta- 
tuten nichts enthalten. Eine Erweiterung des Neutralitätsge- 
dankens findet sich erst in dem bereits näher angeführten 
Vertrage der Vereinigten Staaten mit England vom 19. No- 
vember 1794, und auch in dem Vertrage Englands mit Spanien im 
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zwar verbot das Gesetz im Kriegsfälle jegliche Unterstützung-, 
ganz gleichgültig, ob die kriegführenden Parteien anerkannte 
Staaten sind, Machtusurpateure oder aufständische Provinzer» 
oder Kolonien oder Teile davon. Wörtlich sagt der Art. 7 
des Gesetzes: 

And be it fnrther enacted, that if any person within 
any part of the United Kingdom, or in any part of His 
Majeaty's Dominions beyond the seas, sball without the leave 
and license of Bis Majesty for that purpose first had and 
obtained as aforesaid, equip, furnisb, fit out, or arm or pro 
eure to be equipped, furnished, fitted out, or armed, or shall 
knowingly aid, assist, or be concerned in tbe equipping, 
furnishing, fitting out, or arming of any ship or vessel, with 
inteut or in Order that such a ship or vessel shall be em- 
ployed in the Service of any Foreign prince, State or potentate, 
or of any foreign eolony, province, or part of province or 
people or a transport or storeship, or with intent to cruise 
or commit hostilities against any prince, State or potentate 
or against the persona exercising, or assuming to exercise,. 
the powers of governement in any eolony, province, or part 
of any province or country, or against the inhabitants of any 
foreign eolony, province or part of any province, or country 
whith whora Bis Majesty shall not tuen be at war 

Trotz der Analogie mit dem amerikanischen Akt im 
allgemeinen bat EDgland merkwürdigerweise die amerikanischen 
Piäventivmassregeln nicht akzeptiert. Während die ameri- 
kanischen Beamten selbst auf eine blosse Wahrscheinlichkeit 
hin gegen die verdächtigen Schiffe einzuschreiten hatten, war 
nach dem englischen Gesetze ein solcher Präventivweg nicht 
gangbar. 

Ferner unterschied sich auch die offizielle englische Be- 
urteilung neutralitätsverletzender Handlungen wesentlich ron 
der amerikanischen dadurch, dass man in England mehr 
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formell verfuhr uud mehr Dach dem Umfang and Charakter 
der Vorbereitungshaudlungen urteilte, als in Amerika, wo mau, 
wie bereits erwähnt, die feindselige Absicht zu Grunde legte. 

Die etwas unklare Abfassung der Akte von 1819 rief 
zahlreiche Debatten im Parlament hervor. 1823 machte man 
sogar einen allerdings vergeblichen Versuch, dieses Gesetz 
zu widerrufen. Auch internationale Streitfälle resultierten 
aus der Undentlicbkeit dieses Aktes. Sin Beispiel hiefür 
boten die griechischen Insurgeuten, die sich im Jahre 1826 
in England unter dem Namen Philhellenen Waffen, Munition, 
bewaffnete Schiffe und Freiwillige verschafften. Auf die Be- 
schwerde der Türkei hin verschanzte sich die englische Re- 
gierung damals hinter ihre innere Gesetzgebung, die den 
Handel mit Kriegskonterbande für frei erklärte, und recht- 
fertigte sich damit, dass die Aufgabe der Regierung ganz 
allein darin bestanden habe, zu verhindern, dass eine Armierung 
auf ihrem Territorium geschah; und der Minister des Äussern 
fügte noch hinzu, dass wenn eine Sammlung der Elemente, 
die eine Bewaffnung ausmachen, nicht vor Verlassen des 
Landes stattgefunden hätte, die Regierung nicht einzu- 
schreiten habe. 

Anderseits finden wir England in dem praktischen Falle 
ron Terceire in den Jahren 1829 — 1830 in zu weitgehender 
Weise auf die Wahrung seiner Neutralität bedacht. 

England war damals mit Portugal in einem Vertrags- 
verhältnis gestanden, als die legitime Herrscherin von Por- 
tugal von ihrem Onkel Don Miguel entthront wurde, Im 
Jahre 1829 waren nun vier Schiffe mit portugiesischen Flücht- 
lingen unter dem Befehl eines portugiesischen Generals von 
Plymouth, wo sie ausgerüstet worden waren, abgereist und 
zwar angeblich nach Brasilieu. Die englische Regierung, die 
zwar den Verdacht hatte, dass diese Schiffe für Terceire, 
einer der Königin treu gebliebenen Insel, bestimmt seien, 
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aber wegen der gemachten falschen Angabe des Bestimmungs- 
ortes sie im Hafen nicht festhalten zn können glaubte, 
schickte diesen Schiffen einige Kriegsschiffe nach, die sie 
vom Landen auf portugiesischem Boden in Terceire mit Ge- 
walt abhielten. Wenn auch diese Handlungsweise gegen den 
Protest der beiden Kammern durch eine dem Ministerium 
günstige Strömung gutgeüeissen wurde, so bleibt sie doch ein 
Akt höchster Rechtsanmassnng auf hoher See, der völker- 
rechtlich nicht gebilligt werden kann. 

In dem früher bereits erwähnten Fall der „Caroline" 
vom Jahre 1838 sehen wir England in Anerkennung des 
neutralen Territoriums sich wegen Verletzung dieses Gebietes 
entschuldigen und in dem gleichfalls behandelten Falle der 
„Maury" vom Jahre 1855 bemerken wir in dem Vorgehen 
des englischen Vertreters die Anerkennung des Verbotes, 
Schiffe auf neutralem Gebiete auszurüsten, die zum Kriegs- 
dienste bestimmt sind. 

Eine wesentliche Vervollständigung und Aufklärung in 
zweifelhaften Funkten erfuhren die Akte vom 3. Juli 1819, 
die sich im Alabamafall so unzureichend gezeigt hatten, durch 
die englische Neutralitätscharte vom Jahre 1870. Als ver- 
boten erwähnt ist in diesem Gesetze die Konstruktion von 
Schiffeu, von denen die Vermutung genügt oder die Kenntnis 
oder ein anderer vernünftiger Grund zu glauben, dass das 
Schiff iu Militär- oder Seedienste eines im Kriege mit einem 
befreundeten Staat befindlichen fremden Staates gegenwärtig 
oder In Zukunft verwendet werden wird. 

Der Art. IX dieses Gesetzes sagt: Wenn ein Schiff auf 
Befehl oder auf Rechnung eines fremden, mit einem be- 
freundeten Staate im Kriege befindlichen Staates konstruiert 
oder diesem fremden Staate geliefert worden ist oder auf 
seinen Befehl einer Person, die dem Konstrukteur als Agent 
dieses fremden Staates bekannt ist oder wenn dieses Schiff 
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dareat den SrHmJm StaB oder öordh ääeaen Ageirte V.zsji1i 
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Fstüäea ia dieser AH tob 1S7Ö insofern i»i tut 

fsUemd, als JBaglaad d&mii dückül sei» ScisHbefce ■ ia 
Alabaaulalae anaa a radi and zwar za einer Zeil, v» in Öest* 
Angeaegeaaeit nach Yergkäcasrerinn älnagen sAmetn , Eng- 
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mit strengen Strafen bedroht. 

So hdM «t x. B-: If any pasnu, s-itäctia ä» Boewc* dB?- 1!l*s;;. 
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foreign State at war with a frieo-i'y State; or . . . . 



III. Equips any ship with intent or knowledge; or . . . . 

IT. Dispatches, or canses or allows to bo diapatched, any ship with 

Ferner hoisst es: "1! Rny peison within tho dominions of Her Majesty, 
and v, thout tho licenoe of Her Mnjesty", 

"By aiiding to the numbar of tho guns, or by changing those od bord 
for other gnns, or by tha additioa of any eqnipment for war, in croaaes or 
augments or procorea to be increased or aogmented, or ia knowingly con- 
ceraed in increasing or angmenting the warlike force of any ship which at 
(he time of her beeiog within the dominions of Her Majesty was a ship in 
tbo military or naval aervice of any foreign State at war with any frieodly 
State," — . . . . 

and: If any person within the limits of Her Majesty'a dominions, 
and '■■■ ithout the iicoucc of Her Majesty : "Prepares or fits out any naval 
or military expedition to proceed againat the dominions of any friendly 
State, tbe following eonsequences ahall ensue" .... 

Aus der erwähnten Gesetzgebung und Praxis gebt deut- 
lich herror, dass auch Grossbritannien besonders anter dem 
günstigen Einflass der amerikanischen Statuten die in den 
drei Washingtoner Regeln aufgestellten Neutralitätsprinzipien 
seit langer Zeit anerkannt und betätigt hat. Die Erklärung 
des Gladstoneschen Ministeriums, dass die Washingtoner 
Regeln zur Zeit des Entstehens der Alab&muforderung nicht 
in Kraft gewesen wären, erscheint daher völlig unbegründet, 
um so mehr, als die den Regeln zu Grunde liegenden Neutra- 
litätsideen in der fraglichen Zeit nicht bloss in Amerika und 
England verwirklicht worden waren, sondern auch in den 
Ländern des Kontinents in Übung standen. 

In Prankreich traten sogar Straf- und Zivilgesetz dafür 
ein. Im Art. 84 des Code pönal lesen wir: Quiconque aura 
par des actions hostiles non approuvees par le gouvernement ex- 
2>ose l'&at & une declaration de guerre sera puni du hanissement, 
et si Ja guerre s'en est suivie de la deporlation und Art. 85 
sagt : Quiconque aura par des actes non approuves par le gouverne- 
ment expose des Francais d iprouver des repressailles, sera pum 
du hanissement und der Code civil verbietet in seinem Art. 21 
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jedem Franzosen ohne Ermächtigung in der Fremde Kriegs- 
dienst zn nehmen und Art. 67 des Disziplinardekrets, betreffend 
den Seehandel vom 24. März 1852, untersagte französischen 
Seeleuten ohne Ermächtigung auf fremden Schiffen Dienst zu 
nehmen. Auch die Gesetzbücher von Belgien, den Nieder- 
landen, Bayern, Italien, Spanien, Portugal und anderen euro- 
päischen Ländern enthalten analoge Bestimmungen. Einige 
sprechen auch Strafen aus gegen jede Person, qui sam autori- 
saiion du gouvernemenl recrutera Ott fera recruter, soldera ou 
fem recruter, soldera ou fera solder des kommet pour le Service 
miiäaire ou maritime etranger, ou procurera des armes, des 
mbarcations ou des munitions pour le meine objet. 

Besonders deutlich ist die Sprache in den Neuttalitäts- 
proklamationen, so z. B. in der französischen Proklamation 
bei Beginn des Krieges zwischen den Nord- und Südstaaten 
Ton Amerika vom 10. Juni 1861. 

Im Art. III ist verboten *ä tont Francais de prendre 
Kommission de Vune des deux parties pour armer dei vaisseaux 
en guerre, ou äaccepter des lettres de marque pour faire la 
course maritime ou de concourir ä l'tquipeineut ou a Varmement 
dun navise de guerre ou a"un corsaire de Vune des deux parties 
belligerantes.t Ferner gab die belgische Regierung bekannt, 
dass: toute personne soumnise aux lois du royaume qui ferait 
des armemenis en course ou y prenderait pari, ou bien qui 
commeürait des actes contrairer aux devoirs de la neutralite, 
s'exposeraU Sun eöte ä elre traüee comme pirate ä l'etranger, 
et de tautre ä Stre poursuivie devattt tes Iribunaux beiges sui- 
vant toute la rigneur des lois. Der König von Spanien ferner 
verordnete in seinem Dekret vom 7. Juni IStil im 

Art. I: La mise en etat, Fappwissionement et Vi'quipemenl 
ifes eorsaires dans les ports de la monartkie Bati defandus, 
quelque soll le pavÜlon qu'ils puisseni arborer. 
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In Art. V : 11 est defendu de se charger cfapprovisionne- 
ments dJeffets de guerre, de papiers ou de Communications 
pour les belligerants. Les contrevenants sont responsables 
de leurs actes et n'auront par droit ä la protection de man 
gouvernement 

Im Art. IV: 11 est difendu d tous les Espagnols de faire 
des enrolements pour les armis lelligirantes et de sfengager eux- 
memes sur les vaisseaux de guerre ou les corsaires. 

Dieselben Bestimmungen, insbesondere das Verbot der 
Ausrüstung und Verproviantierung von Schiffen, der Anwer- 
bung u. s. w. finden sich auch in der spanischen Neutralitäts- 
erklärung des deutsch-französischen Krieges vom 26. Juli 1870. 
Ferner verbietet ein Dekret des Königs von Italien vom 
6. April 1864 die Ausrüstung, Bewaffnung, Verproviantierung, 
Verstärkung der Wehrkraft eines Schiffes, Anwerbung und 
Übernahme eines Auftrages im Dienst eines Kriegführenden u. s. w. 
u. s. w. Einen besonders strengen Standpunkt nimmt die 
Regierung der Niederlande ein. Sie verbietet in ihrer Neu- 
tralitätsproklamation den Korsaren auch ohne Prise ihre 
Häfen und Buchten, ausgenommen den einzigen Fall dringender 
Not, und in der Bekanntmachung des Ministers der auswär- 
tigen Angelegenheiten anlässlich des deutsch-französischen 
Krieges vom 20. Juli 1870 heisst es u. a.: Es wird auch 
seitens der Regierung auf das strengste gewacht werden, 
um das Ausrüsten hier im Lande von Kriegs- oder bewaffneten 
Schiffen zum Dienste für die kriegführenden Parteien oder die 
Teilnahme daran seitens der Niederländer, sowie den Ver- 
kauf von Kriegs- oder bewaffneten Schiffen an die feindlichen 
Parteien und den Bau von Transportschiffen für die Zufuhr 
an die kriegführenden Parteien zu verhindern. 

Auch durch das Dekret des Königs von Schweden und 
Norwegen vom 8. April 1854 wurde jedem Untertanen ver- 



boten. Schlafe man Gehutk gegen irgend eine da tr:-e- 
föbrendea llaeate gege» ihre Untertaaea nl äv Efc*i:rm 
za bewafaen «ier aaszaristea oier te ilmnelinten «b & A«5- 
rüstong tob Schifea ähnlicher Bestjaunangen axtl Difi>; za 
nehmt» an Bord f i iiawh i Kc-rsarea. Ebenso aar es Jrea:*ei 
Korsuta aatasagt, sieh ia sthwedisekea HÜea ard Rn-i-z 
aafzaaaltea. 

Aach ia Brasiliea gab Jer Minbier des Äassers ;i Ai- 
eikennang der XeatraL-tAisprinzijitii bei BegiLE des Kneres 
der Vereinigten Staaten Tcn>r-iiiiiL|ea beraas, ia &ez.~i er 
die Prfcideaten der Provinzen anwies, die Xeniralhi: Bra- 
siliens aafrecat za halte:;, Schiffe, welche die Xeatfalxaal ti 
verletzen rnrara. zum Verlassen des Jniisiiktiviiäjebieiei za 
zwingen and ihre Yerprc>TiuTieraL* za Terbisdern. 

Dass diese tob de« ubrijen Staates, ausser Eiris nrd 
Amerika, gleichfalls anerku:.:en Xeatra^".Ä;5prinrij:*n acta 
praktisch dareagefahrt warirs. i-eweist neben den bereit ab- 
gezählten Streitfällen, in ä«;en ElzI&sI hl 1 Amerika bfetupgl 
waren, z. B. wiederum Brasilien dn:.*h se.a Verbal :a 
amerikanischen ßärgerkrieg. In iea HÜea des Kai*err;i:be3 
versagte aua der Alatasa die Anfnalice nxi als Ende des 
Jahres 1863 die „Fiseak-rsa - Ton Kap der gc:en Hifanig 
her nach St- Katheiine kam, weif erte aaa sich s-^zar sie za ver- 
proviantieren and befahl ihr ai-znreiseo, lot weil üeses Sciir3 
nrsprönglich eise Beute nsi sj-Ater eil TeLSer der AIaia=a 
war. Aach die fraszviii^ie Rsaierasg Lasiere ix aien- 
tanischen Kriege sir^g iz.-^ ii:er Sen:rai::ii>j':>k"a3ia".:.i- 

Der Sebiikor.--t:-k'.e3r M- Ara.it in Bo:äe*3X l*Sc 
am 15. April 1603 ai:iemAg*LtirL ierK^'vierier.eo. Kajiiia 
Bollock, einen Vemag daüa geäc&la&eD, iasa er asf Ee:i- 
nung des nicht tüer tezefchseten ManiaLten Tier S:irre xi: 
400 HP., fitr eii« Bewafn&g Ton 1 :•— 12 Ka^:i*i ge- 
eignet, liefern werie. Angt:,:: ;i selten üe S»:ffe zo ei^ez. :Ki- 
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massigen Verkehr zwischen Sbangai Jeddo und San Francisco 
verwendet werden. Als nnn der Vertreter der Vereinigten 
Staaten in Paris der französischen Gegierung den wahren 
Sachverhalt darlegte, widerrief die Regierung die Annan ge- 
gebene Ermächtigung zum Bau der Schiffe, wobei der Minister 
erklarte, dass die vier Schiffe die französischen Häfen nicht 
eher verlassen dürften, als bis positiv nachgewiesen würde, dass 
ihre Bestimmung die Neutralitätsprinzipien nicht verletze. 
Tatsächlich verlieäsen die Schiffe Frankreich erst nach Be- 
endigung des amerikanischen Krieges. 



III. Kapitel. 

Der Inhalt der Washingtoner Regeln. 

Die Washingtoner Regeln entsprangen den allgemein 
anerkannten Grundprinzipien der Neutralität des neuen 
Völkerrechts. Dem alten Völkerrecht freilieh war die strenge 
Neutralitätsidee unbekannt geblieben. Wer nicht mit dem 
Kriegführenden war, der konnte von ihm als Feind betrachtet 
werden. Erst in der neneren Zeit, als in Anerkennung der 
Persönlichkeitsrechte die Individualfreiheit des Menschen sich 
entwickelt und ihre Wirkung auf die Personengesamtheiten 
der Staaten ausgeübt hatte und die einzelnen Staaten sich 
zu einer engeren Rechtsgemeinschaft und Solidarität zu- 
sammengeschlossen hatten, war der rechte Boden für die 
Neutralitätsidee geschaffen. Das normale Rechtsverhältnis 
nnter den Staaten ist der Frieden, der die Völker im freien 
Handel und Verkehr durch unendlich viele Fäden verknüpft , 
der Ausnahmezustand ist der Krieg. Er schafft abnorme 
Verhältnisse: solche zwischen den Kriegführenden und solche 
zwischen diesen und den übrigen, den sogen, neutralen 
Staaten, die in ihrem Frieden, dem Normalzustand, weiter- 
leben wollen. Es unterliegt keinem Zweifel, dass die Neutralen 
ein Recht auf ihren Frieden haben ebenso sehr, wie ein 
Mensch auf seine persönliche Freiheit. Da nun der freiheit- 
liche uneingeschränkte Handel und Verkehr, wie ihn der 
Friede den Völkern gestattet, im Kriege oft als eine Unter- 
stützung eines Kriegführenden erscheint, welche die andere 
Kriegspartei als eine Feindseligkeit ihr gegenüber betrachtet' 
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hat das Völkerrecht zur Beilegung der Kollision des Friedens 
mit dem Kriegsrechte ein Kompromiss geschaffen in der 
Neutralität. Wenn sich also der unbeteiligte Staat, der im 
Frieden weiterleben will, gewisse Einschränkungen in seinem 
Handel und Verkehr auferlegt und dann von Kriegführenden 
geschont wird, so ist dies natürlich keineswegs, wie viele 
Publizisten irrig meinen, eine Vergünstigung, welche die 
Kriegführenden den Neutralen gewähren, sondern vielmehr 
immerhin eine wesentliche Einschränkung des Normalzustandes 
der unumschränkten Freiheit. In der Praxis steht die 
Neutralität heute noch wie zur Zeit des Washingtoner Ver- 
trages auf dem Kompromisstandpunkt zwischen Handels- und 
Kriegsinteresse, wobei der Neutrale seine Handels- und der 
Kriegführende stets seine Kriegsinteressen auszudehnen ver- 
sucht. Zur Vermeidung der daraus entstehenden Streitig- 
keiten und Kriege ist mangels eines allgemein gültigen 
Neutralitätskodex nicht bloss jede Neutralitätsgesetzgebung, 
sondern auch jegliche formelle Sanktionierung hergebrachter 
neutraler Gewohnheiten zu begrüssen. Die Bedeutung des 
Washingtoner Vertrages liegt aber nicht bloss darin, dass 
zwei Grossmächte ersten Ranges einen ernsten Streitfall 
gütlich beigelegt und dadurch ein nachahmenswertes Beispiel 
für die anderen Nationen gegeben haben, sondern auch darin, 
dass die Washingtoner Regeln hergebrachte international 
beobachtete Gewohnheiten des Neutralitätsrechtes in formeller 
Fassung und offizieller Sanktionierung zweier Seemächte 
ersten Ranges wiederum allgemein zum Bewusstsein gebracht 
haben. Man ging auch bei der Aufstellung der Washingtoner 
Regeln nicht davon aus, neues Recht zu schaffen oder altes 
Neutralitätsrecht für den Seekrieg zu kodifizieren, man be- 
gnügte sich vielmehr, einige für die Beurteilung des ge- 
gebenen praktischen Falles passende Regeln aus dem Völker- 
recht herauszugreifen und diese noch besonders zu sank- 
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erste Regel enthält also unter den bekannten gleichen Be- 
dingungen wie im United Statea act von" 1794 und in dem 
British act von 1819 für eine neutrale Regierung die Ver- 
pflichtung, innerhalb ihres Jurisdiktionsgebietes die Aus- 
rüstung, Bewaffnung und Equipierung eines Kriegsschiffes 
zum Gebrauche gegen eine Macht, mit der sie im Frieden 
lebt, zu verhindern, und die zweite Klausel der ersten Regel 
verpflichtet die neutrale Regierung, die Abreise eines solchen 
Schiffes zu vereiteln. 

Die Änderung der Ausdrucks weise in der zweiten 
Klausel, ihre breitere Passung („ganz oder zum Teil zu 
Kriegszwecken hergerichtet") erklärt sich aus dem Bestreben, 
eine Zweideutigkeit möglichst zu vermeiden, zumal bekannt 
war, dass die exekutive Gewalt der Vereinigten Staaten und 
die richterlichen Behörden Englands die Ausdrücke fltting out 
und equipping schon verschieden beurteilt hatten. Durch den 
weiter gefassten Ausdruck wollte man zu erkennen geben, 
dass hier nicht bloss Schiffe in Betracht kommen, die von 
vornherein als Kriegsschiffe gebaut werden , sondern auch 
solche, die im späteren Stadium ihrer Herstellung oder nach 
anderweitiger Verwendung irgendwie dem Kriegszwecke an- 
gepasst werden. Ganz besonders wollte man auch die teil- 
weise Ausrüstung eines Schiffes verbieten und damit die Ver- 
suche, die etwas unklare Gesetzgebung von 1819 zu um- 
geben, unmöglich machen. Denn die Agenten Südamerikas 
glaubten seinerzeit beim Bau der Alabama das Gesetz um- 
geheu zu können, wenn sie auf der einen Seite des Mersey- 
Plusses das Schiff konstruieren Hessen, auf der andern Flusseite 
die Sehiffsaimierung sammelten und schliesslich drei Meilen 
vom Festlande entfernt, also auf hoher See, die Armierung 
des Schiffes vornahmen. Nach Ansicht des Lord Chief Baron 
Pollock und Baron Bramwell und anderer bedeutender Ge- 
setzesgelehrter traf das Verbot des foreign Enlistement acts 
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von 1819 nar solche Schilfe, die innerhalb des neutralen 
Jnrisdiktionsgebietes wenigstens so weit armiert worden 
waren, dass sie, ins Wasser gekommen, sofort die Feind- 
seligkeiten beginnen konnten. 

Der foreign Enlistement act von 1870 gab dem Ausdruck 
equipping" erst seine volle Bedeutung: gesamte Ausrüstung 
eines Schiffes auch mit jeglicher Tackellage, Ausrheduug etc., 
Verseilung mit Proviant, Waffen, Munition und jegliebem 
Ding, das in oder ausserhalb des Schiffes zu Kriegszwecken 
oder zur Anpassung für den Seedienst gebraucht wird. 

Den absoluten Schiffsverkauf zwischen Neutralen und 
Kriegführenden verbietet die erste Regel nicht. Praktisch 
aber durfte eine Unterscheidung zwischen einem Kriegsschiffe 
und einem Schiffe, das für den Krieg benutzt werden kann, 
oft unmöglich sein. 

Da in England im Gegensatze zu Amerika bei der Be- 
urteilung nentralitätsverletzender Akte vor allem der Umfang 
and Charakter der Vorbereitungsbandlungen massgebend war, 
bedurfte es immerhin einer präziseren Ausdrucksweise in der 
Formulierung der Tatbestandsmerkmale. 

Die in der zweiten Klausel der ersten Regel formulierte 
Verpflichtung des Neutralen, ein in Verletzung der Neutralität 
ausgeröstetes Schiff zurückzuhalten, ergibt sich eigentlich be- 
reits ans der in der ersten Klausel aufgestellten Pflicht, 
seine Ausrüstung zu verhindern. Es fragt sich nun, ob die 
Pflicht des Znrückhaltens nur heim ersten Auslaufen eines 
derartigen Schiffes besteht oder ob sie sich jedesmal erneut, 
so oft das betreffende Schiff, das nun IQr Kriegsmarine des 
Kriegführenden gehört, in dasjuiisdiktionstfuhiel des Neutraleu, 
z. B. in einen seiner Häfen, einlauft. Niu-h englischer An- 
sicht hatte der neutrale Staat spater keim« V««rtilliehtuiig mulir, 
dieses Schiff aufzuhalten. Amerika leihe diese Ansieht mir, 
wenn das betreffende Schiff mittlerweile der Marine ein« 
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souveränen kriegführenden Staates einverleibt worden war. 
Das Schiedsgericht aber machte diese Unterscheidung nicht, 
sondern legte dem Staat die Verpflichtung auf, auch späterhin 
sich in seinen Häfen solcher Schiffe zn bemächtigen. Diese 
Verpflichtung kann sogar als ein Recht des neutralen Staates 
betrachtet werden, das ihm Gelegenheit gibt, die durch sein 
Verschulden möglicherweise noch zu entstehenden Schäden zu 
begrenzen und seine eigene Entschädigungspflicht zn ver- 
mindern. Dieses Prinzip, ein solches Schiff zu stoppen, war 
bereits im Alabamafalle anerkannt und auch von Frankreich 
im Falle der „Rappanannock" bestätigt worden. 

Natürlich ist ein Staat nur innerhalb des eigenen Ter- 
ritoriums zuständig, da nur so weit seine tatsächliche Herr- 
schaft reicht. Die Grenze nach der See zu liegt theoretisch 
ausserhalb der Küstengewässer in der Wasserlinie, die vom 
Ufer aus von den weittragendsten Geschossen noch beherrscht 
werden kann. Terrae dominium flnitur, ubi finitur armorum vis. 
Mit Rücksicht darauf wäre nach den Beschlüssen des inter- 
nationalen Völkerrechtsinstituts die Seegrenze anf sechs See- 
meilen von der niedrigsten Ebbelinie an zu rechnen. 

In vielen Gesetzen, Verträgen und Neutralitätserklärungen 
aber ist es üblich geworden, als Grenze des Jurisdiktions- I 
gebietes eine Entfernung von drei Seemeilen von der I 
niedrigsten Ebbelinie an zu rechnen, eine Gewohnheit, die | 
bereits im amerikanischen Bürgerkrieg in Obung war. Die 
Alabama selbst hatte im Jahre 1863 vier Seemeilen von der 
capländischen Küste den Vereinigten Staaten das Handels- 
schiff „Sea Bride" weggenommen. Daraufhin forderte der 
Vertreter der Union die Herausgabe der Prise mit der Be- 
gründung, dass infolge der vergrösserten Tragweite der Ge- 
schütze auch eine Ausdehnung des Jurisdiktionsgebietes ge- 
boten sei. Der Gouverneur des Caplandes wies die Forderung 
zurück. Nur in Rücksichtnahme auf die besonderen [nteressen 



r 



47 



ist für das Zollwesen und die Seefischerei die Seegrenze 
weiter hin ausverlegt worden. Natürlich gehören zu dem 
Jurisdiktionsgebiete eines Staates auch die Baien, Buchten, 
Meerbusen und Meerengen und sonstige eingeschlossene Ge- 
wässer, deren beiderseitige Ufer in seinem Besitze sind und 
deren Zufahrt von ihnen beherrscht werden kann. 

Die II. Washingtoner Regel verpflichtet eiue neutrale 
Regierang: Nicht za erlauben oder zu dulden, dass einer der 
beiden Kriegführenden sich ihrer Häfen oder Gewässer als 
Basis maritimer Operationen gegen den anderen bediene oder 
dazu benutze, seine Kriegsvorräte und Waffen zu erneuern 
oder zu vermehren, oder dass er Mannschaften anwerbe. Die 
II. Regel enthält also den allgemein anerkannten -und geübten 
Völkerrechtssatz, dass ein neutrales Territorium nicht als 
eine Operationsbasis benutzt werden darf, das heisst nicht 
als ein Stützpunkt für den Kriegführenden, von dem er seine 
Bedürfnisse und seine Verstärkungen bezieht, von dem aus 
er angreift und auf dem er sich zurückzieht. An der Grenze 
des neutralen Territoriums muss jede feindselige Handlung 
aufhören. Hautefeuille sagt in seinem Werke : 

Des Droits, 1. 1 p. 269. »Lo »eutre qni veut eooserver ses droits et 
remplir ses devoirs na peut perinettre qoe sea poits, ses rades ou ses mers 
territoriales aarvent de champ da bataüle aux batimonts des pniasancea 
belliggrautes, qu'il 7 eoit coromis aucuu acte d'hostilitG, qne les armateurs 
od meme les vaisaeanx de guerre y stationusot pour surveiller les bätiments 
eonemis, B'ytiennent an omboscade, an un mot usont des lioux soamia a sa 
jnridictioa poar aggravcr le sort de lours adversaires. 

So wurde z. B. nach dem bereits erwähnten Vertrage 
der Vereinigten Staaten mit England vom 19. November 1794 
den Kriegsschiffen, die eine Prise über die Untertanen des 
einen der beiden kontrahierenden Staaten gemacht hatten, in 
den Häfen des andern keine Zuflucht gewährt; nur den durch 
schlechtes Wetter und Seenot bedrängten Schiffen war ein 
Aufenthalt gestattet, doch trug man besondere Sorge dafür, 



sie sobald als möglich wieder abreisen zu lassen. Ferner 
verpachteten sieb die Kontrahenten, ihre Häfen und Terri- 
torialgewässer von den Kriegführenden nicht als Operations- 
basis gegen den mitkontrahierendem Staat benützen zu lassen. 
Anläss'.ich des amerikanischen Bürgerkrieges hatte England 
in seiner Erklärung vom 1. Juni 1861 den durch die Krieg- 
führenden gemachten Prisen und nach der Erklärung vom 
31. Janaar 1862 auch den Kriegs- und bewaffneten Schiffen der 
Kriegführenden jegliches Asylrecht verweigert. Andererseits 
kann man den Kriegsschiffen der Kriegführenden nicht schon 
jedes Anlaufen der neutralen Häfen und Gewässer anter 
allen Umständen verbieten. Vielfach erfordert es die Pflicht 
der Menschlichkeit, bei schlechtem Wetter und Seenot mass 
volle Gastfreundschaft und Unterstützung zu gewähren. Haute- 
feuille betrachtet dieses Zufluchtsrecht als eine Regel des 
Naturrechtes. Im Laufe der Zeit ist es üblich geworden, 
dass die Neutralen bestimmte Regeln und Vorschriften auf- 
stellen, nach denen sich der Verkehr mit den Kriegsschiffen 
der Kriegführenden in den neutralen Häfen regelt. Wie aber 
das Schiff in den Hafen einfährt, so muss es ihn wieder ver- 
lassen, das beisst sein Kriegswert muss in jeder Beziehung 
derselbe geblieben sein; nur die nötigsten Reparaturen dürfen 
vorgenommen werden und nur insoweit, dass sie keine Ver- 
besserung des früheren Zustandes bedeuten. Jede Erneuerung 
oder Vermehrung von Kriegsvorräten oder Waffen oder eine 
Vei proviantierung, die Über die Befriedigung unmittelbarer 
Not hinaus geht, ist daher verboten, ein Verbot, das ebenso 
alt und gesetzlich ebenso sanktioniert ist, wie das der Schiffs- 
konstrtiktion Überhaupt. Unter obigen Gesichtspunkten ist 
auch die Frage der Kohlenlieferung zu betrachten, bezüglich 
derer das Schiedsgericht in Genf Spezialbestimmun gen verlangte. 
Im übrigen kann der neutrale Staat dank der Souveränität 
über sein eigenes Gebiet den Kriegführenden seine Häfen 
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überhaupt verbieten, nur muss sich das Verbot auf alle Krieg« 
führenden in gleicher Weise erstrecken. 

Weiterhin verpflichtet die II. Washingtoner Regel die 
Neutralen auch jeder Vermehrung menschlicher Kraft durch 
Anwerbung von Mannschaften seitens der Kriegführenden 
entgegenzutreten. Es ist hier vor allem an den Fall einer 
öffentlichen Werbung zu denken. Nach allgemein anerkanntem, 
althergebrachtem Völkerrecht darf der neutrale Staat seinen 
Untertanen nicht gestatten, Kriegsdienste in einem krieg- 
führenden Staate zu tun, oder Kapeibriefe zu nehmen; ins- 
besondere darf der neutrale Staat seinen Offizieren und Mann- 
schaften die Teilnahme an einem fremden Krieg nicht erlauben, 
ohne sie aus dem eigenen Dienst zu entlassen. Auch Lotsen 
neutraler Staaten dürfen den Kriegsschiffen der Kriegführenden 
keine Dienste leisten ausser zu einer Lotsung in oder aus 
einem neutralen Hafen. So erliess 1870 das englische Han- 
delsamt die Bestimmung: „Britische Lotsen dürfen kein Kriegs- 
schiff irgend einer der kriegführenden Mächte führen, ausser 
in britischen Gewässern innerhalb dreier Meilen von der 
Küste." Unmöglich aber kann man den neutralen Staat ver- 
antwortlich machen wollen, wenn einer seiner Untertanen 
gegen seinen Willen aus eigenem Antriebe in den Dienst eines 
Kriegführenden tritt. Wollte man den Staat dafür verant- 
wortlich machen, dann müsste man seine Bürger als glebae 
adscipti betrachten. Durch die Anwerbung löst sich der neu- 
trale Bürger von seinem Staate los, er verliert seine Nationalität 
uud gilt als Untertan des kriegführenden Staates, solange er 
in seinem Dienst bleibt. Infolgedessen geniesst er während 
dieser Zeit auch keinen diplomatischen Schutz seines Heimat- 
staates. Erst wenn er zu diesem zurückkehrt, lebt 
seine Nationalität wieder auf. Dagegen wird es dem neu- 
tralen Staat als Neutralitätsverletzung ausgelegt, wenn er 
die Werbung und die Bildung von Freiwilligen für den Dienst 
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eines Kriegführende!) wissentlich dulden würde. Die Allge- 
meinheit der Publizisten verurteilt die Anmusterung von 
Mannschaften für Rechnung der Kriegführenden auf neutralem 
Boden als <ne pouvant jamais £tre un fait innocent pour 
l'issue de la guerre als une Cooperation indirecte h la guerre 
als un acte d'hostilite, contraire aux devoirs de la neutralitg.» 

Wenn ferner Mannschaften unter Vorspiegelung eines 
friedlichen Zweckes angeworben werden, so kann dieser Um- 
stand, wenn sich die neutrale Regierung hat täuschen lassen, 
eventuell zu ihrer Entschuldigung ausgelegt weiden. 

Von vielen Schriftstellern wird der II. Washingtoner 
Regel der Vorwurf einer ungenügenden Passung gemacht, 
weil sie über den Handel mit Eriegskonterbande im allgemeinen 
keine Bestimmungen trifft. Die Korrespondenz zwischen der 
englischen und der amerikanischen Regierung zeigt deutlich, 
dass diese Frage offen geblieben ist. Und aus den offiziellen 
Mitteilungen wissen wir, dass sie den Verkauf von Waffen 
und anderer militärischer Hilfsmittel auf gewöhnlichem Handels- 
wege durch die Washingtoner Regeln nicht verbieten wollten. 
Es war ja auch bei Erlass der Regeln kein Anlass gegeben, 
an den typischen Fall der Kriegskonterbande zu denken, zu- 
mal die Washingtoner Regeln ja keineswegs eine Regelung 
allgemeiner Neutralitätspflicbten, sondern nur die Sanktionie- 
rung gewisser Pflichten sein wollten, die gerade für die Beur- 
teilung des Alabamafalles massgebend und hinreichend waren. 
Man wollte die Regel nur für den speziell praktischen Fall 
angewendet wissen, dass ein Kriegführender im neutralen Hafen 
seine militärischen Hilfsmittel oder seine Bewaffnung für die 
in den Regeln erwähnten Seeoperationen zu erneuern oder 
zu vermehren sucht. Die Regel enthält in anderen Worten 
dieselben Verpflichtungen, wie sie im foreign Enlistement 
von 1819 und in der Instruktion an die englische Marine an- 
lässlich der Rebellion enthalten sind. Es handelt sich also 



— 51 — 

in den Washingtoner Regeln am den ganz speziellen, ge- 
setzlich wiederholt präzisierten Fall der Kriegssehiffkoiistruktion 
and Ausrüstung mit Kriegsvorräten anf neutralem Gebiet, 
um eine besonders anerkannte Neutralilätsverletzung, die von 
der gewöhnlichen Kriegskonterbande unterschieden ist. Der 
Grund für diese Ausnahmestellung mag vielleicht in der er- 
höhten Bedeutung liegen, die einem Kriegsschiffe schon im 
allgemeinen als schwimmenden Teil des eigenen Territoriums 
and vielleicht auch mit Rücksicht darauf, dass ein Kriegs- 
schiff hinsichtlich seiner Beschaffenheit und seiner möglichen 
Wirksamkeit als ein Kriegsinstrument von ganz besonderer 
Bedeutung erscheint. Was von der Konstruktion der Kriegs- 
schiffe selbst gilt, mnss sich natürlich auch auf die Bemannung 
und Vermehrung seiner Hilfsmittel erstrecken, die eben das 
konstruierte Schiff oft erst in den Stand seiner Aktions- 
fähigkeit setzt. 

Würde man den den Washingtoner Regeln zu Grunde 
liegenden Tatbestand nach dem Begriffe der Konterbande be- 
handelu, dann käme man zu dem überraschenden Resultate, 
dass überhaupt keine strafbare Handlung vorliege. Wenn 
auch eine Anzahl von früheren Verträgen den blossen Ver- 
kauf von Kriegskonterbandeartikel an einen Kr 
verbieten ohne das Erfordernis einer Betretung bei der Zu- 
fuhr wie die bereits erwähnten Verträge zwischen Frankreich 
und den Vereinigten Staaten vom 6. Februar 1778 und 
zwischen den Vereinigten Staaten und England vom 19. No- 
vember 1794, so ist doch auch nach dem neueren Völker- 
recht eine andere Praxis in Übung. In den piisen-gericht- 
lichen Entscheidungen und in der Mehrzahl der neueren 
Verträge verleiht nicht mehr die blosse Tatsache des Ver- 
kaufes einer verbotenen Sache auf neutralem Boden an einen 
Kriegführenden den Charakter der Konterbande, es ist viel- 
mehr ein Versuch der Zuführung an den Feind erforderlich 
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und eine Betretung dabei im offenen Meer oder im Terri- 
torialgewässer der Kriegführenden. Man sacht dadurch vor 
allem das Handelsinteresse zu schonen und gestattet daher 
dem Kaufmann den freien Verkauf aller Dinge, ohne ihm die 
Verpflichtung aufzuerlegen, sich vorher nach dem Käufer zu 
erkundigen. 

Diese Kriegführenden im Sinne der Regel sind nicht 
bloss völkerrechtlich anerkannte Staaten, sondern können auch 
aufständische Parteien sein unter der Voraussetzung, dass 
sie gewisse staatliche Eigenschaften besitzen, nämlich die Re- 
gierungsgewalt auf ihrem Territorium, eine feste militärische 
Operationsbasis und eine Kriegführung nach den von den 
zivilisierten Staaten anerkannten Regeln. 

Ein Beispiel hiefür bieten im amerikanischen Bürger- 
kriege die Südstaaten, die, nachdem sie sich zu einer Kon- 
föderation zusammengeschlossen hatten, von den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und von den europäischen Mächten 
als Kriegführende anerkannt werden mussten. 

In Bezug auf die Erfüllung der Neutralitätspflichten 
schreiben die I. und III. Washingtoner Regel dem Neutralen 
die Anwendung einer hinreichenden Sorgfalt vor (to use dae 
diligence). Diese unbestimmt gefassten Worte „due diligence" 
gaben nicht bloss den Kontrahenten, sondern auch dem Schieds- 
gericht Anlass zu den lebhaftesten Debatten. Man sah 
Schwierigkeiten, wo eigentlich keine vorhanden waren. Statt 
von den zivilrechtlichen Begriffen, die auch im Verkehr unter 
den Völkern nicht an Bedeutung verloren haben, auszugehen, 
und bei der Beurteilung der Frage, welche Sorgfalt hat der 
Neutrale anzuwenden, die fraglichen Worte „due diligence" 
nach den Begriffen von Treu und Glauben im Verkehr und 
von dolus und culpa auszulegen, verstieg man sich zu den 
schwierigsten Konstruktionen. 
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Anlässlich einer Diskussion der Washingtoner Regeln im 
Oberhaus erklärte der Minister des Auswärtigen Lord Granville : 

The Obligation to usb das diligence ünplies that the governement will 
do all in its power to prereot eertain thiogs, and to dotaiti veasolu whick 
it has reasooabla gtonnd for believing are designed for warlike pnrposes. 

Ähnliches sagte Sir Roundell Palmer im Hause der Abgeordneten : 
"that he supposed that due diliganco moant that a neutral ebould uso, 
witlim a reasonable sense, all the means legitimately in its power." 

Während Lord Cairns im Oberhanse anlasslicb der obenerwähnten 
Diskussion erklärte: What is the Standard by which yon caa moasure due 
diligenoe? Due diligence by itself means nothing. What is due diligence 
with oiia man, with one Power, is not due diligence wilh another man 
with a greator Power. 

Die Ansicht des letzteren kam der von Amerika ver- 
standenen Auffassung nahe. Die Vereinigten Staaten ver- 
standen nämlich unter dem Begriffe due diligence eine Sorgfalt, 
die proportional gedacht ist der Bedeutung des Gegenstandes 
und dem Ansehen und der Stärke der Macht, welche sie aus- 
zuüben bat. Man begriff darunter eine Sorgfalt, welche bei 
Ausübung aktiver Wachsamkeit und unter Anwendung aller 
dem Neutralen zur Verfügung stehender Mittel eine Ver- 
letzung des neutralen Bodens verhindern soll. Personen, die 
den neutralen Staat gegen seinen Willen in einen Krieg hinein- 
ziehen wollen, sollen dadurch von Kriegstaten auf neutralem 
Boden abgeschreckt werden. Der Neutrale selbst soll durch 
diese diligence zu den energischsten Massnahmen sowohl znr 
Entdeckung neutralitätsfeindlicher Absiebten als auch zu ihrer 
Verhinderung veranlasst werden. Za einer von dieser Auf- 
fassung völlig abweichenden höchst merkwürdigen Interpre- 
tation kam das Schiedsgericht in Genf: Nach seiner An- 
sicht hat die von den Neutralen zu beobachtende gebührende 
Sorgfalt im genauen Verhältnis zu den Gefahren zu stehen, 
denen die Kriegführenden durch die Ausserachtlassnng der 
Nentralitätspflichten seitens der neutralen Staaten ausge- 
setzt sind. 
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Diese Interpretation ist für die neutralen Staaten ge- 
nulezu unannehmbar, denn sie legt ihnen unerträgliche und 
unbestimmbare Pflichten auf. M. H'ardy bat am 21. März 1875 
in der Kammer der Abgeordneten richtig erklärt, das Prinzip 
der Verpflichtung bestehe darin, dass man seine Pflicht tue, 
unbekümmert um die Resultate. Denn man könne im Moment, 
wo man seinen Verpflichtungen nachkommen soll, gewöhnlich 
die Folgen einer Ausspracht] assung der Pflichten unmöglich 
ermessen. Das Prinzip vom guten Glauben sei massgebend. 

Tatsächlich entspricht es auch der allgemeinen Billigkeit, 
den guten Glauben bis zum Beweise des Gegenteils oder einer 
erbeblichen Machlässigkeit anzunehmen. Lawrence weist die 
Neutralen anf einen gangbaren Weg hin, indem er sagt, es 
bandle sich hier um eine Art Schmuggel, die man am besten 
durch analoge Mittel wie beimWarenschmuggel bekämpfen könne. 

Die III. Washingtoner Regel verpflichtet eine neutrale 
Regierung: Hinreichende Sorgfalt in ihren eigenen Häfen 
und Gewässern sowie in Bezug anf alle Personen innerhalb 
ihrer Jurisdiktion zu verwenden nm jede Verletzung der 
vorbenannten Verpflichtungen zu verhindern. In der III. Regel 
wird also die neutrale Regierung zum Oberflusse noch be- 
sonders verbunden, innerhalb ihrer Häfen und Gewässer das- 
selbe Mass vou Sorgfalt anzuwenden, wie es bereits die 
I. Regel erfordert, um jegliche Verletzung der in der I. und 
IL Regel enthaltenden Neutralitätspflichten durch Personen 
ihres Jurisdiktiousgebietes zu verhüten. Die Freiheit des 
Meusehen ist zwar im zivilisierten Staat als ein nnentzieh- 
bares Mfuschenrecut anerkannt, das jeglicher Privatperson 
die freie Betätigung seiuer Kräfte und die Freizügigkeit ge- 
stattet. Der freie Bürger ist daher berechtigt, die Partei 
irgeud eines Kriegfiihrenden iu ergreifen, mit ihm privatim 
Handel iu treiben und iu seiue Dienste einzutreten, ohne 
dass sein eigener Staat ihn daran zn hindern vermag. Da 
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aber der neutrale Staat nicht berechtigt ist, die persönliche 
Freiheit des einzelnen zu beschränken, kann er den Krieg- 
führenden gegenüber auch nicht verantwortlich werden. Etwas 
anderes ist es, wenn die Freiheit des einzelnen eine soziale 
Gefahr bedeutet. Nach dem Rechte der Billigkeit wählt man 
von zwei Übeln das kleinere und opfert die individuelle 
Freiheit dem "Wohle und der Freiheit der Gesamtheit Denn 
die Gesamtheit der Bürger, der Staat, hat auch den ein- 
zelnen gegenüber ein Recht auf die Wahrung seines Friedens- 
znstandes. Er braucht sich nicht durch die Handlungen des 
einzelnen in die Gefahren eines Krieges verwickeln lasseu. 
Der neutrale Staat hat sich somit nicht bloss in eigener 
Person jeglicher direkter oder indirekter aktiver oder passiver 
Teilnahme an den Feindseligkeiten zu enthalten, sondern 
er muss auch die nötigen Massnahmen treffen, damit seine 
Neutralität respektiert wird. Wenn auch der neutrale Staat 
ebensowenig alle Neutralitätsverletzungen seiner Einwohner 
wie alle Verbrechen in seinem Staate verhindern kann, 
so muss er jedenfalls alle nach Treu und Glauben erforder- 
lichen Sicherheitsmassregeln aufbieten. Erst wenn er diese 
Pflicht in culposer oder doloser Weise ausser acht gelassen 
hat, kann er in billiger Weise zum Schadenersatz für die 
daraus resultierenden schlimmen Folgen herangezogen werden. 
Diese Schadenersatzpflicht ergibt sich schon aus den Grund- 
prinzipien des römischen Rechts, der Quelle des modernen 
europäischen Zivilrechts, das auch auf gewisse Rechtsver- 
hältnisse unter den Nationen analoge Anwendung finden 
muss. Auch der bereits zitierte Code civil sagt in seinem 
Artikel 1382: Tout fait quelconque de l'homme qui cause ä 
autrui un dommage, oblige celui par la faute duquel il est 
arriv6, k le reparer. Und im Artikel 1383 heisst es: „Cbacun 
est responsable du dommage qu'il a caus6 non seulement par 
son fait, mais encore par sa negligence ou sa imprudence." 
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Das prcussische Gesetz sagte: Derjenige, der wissentlich 

das duldet, was er verhindern könnte nnd miisste und 

das Bürgerliehe Gesetzbuch sagt in seinem §823: Wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig .... etc. das Eigentum oder ein 
sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem 
andern zam Ersätze des daraas entstehenden Schadens ver- 
pflichtet. Dabei kann nach dem Sinne dieser Vorschriften 
die Verletzung nicht bloss in einem Tnn, sondern auch in 
der Unterlassung bestehen. 

Jedenfalls hat der neutrale Staat den Schaden zu er- 
setzen, der vermieden worden wäre, wenn er als Neutraler 
seiner Verpflichtung ordnungsgemäss nachgekommen wäre, 
ganz abgesehen davon, ob dieser Schaden sich hat vorher- 
sehen lassen oder nicht. 

Auch das Bürgerliche Gesetzbuch sagt in § 249: Wer 
zum Schadenersatz verpflichtet ist, hat den Zustand herzu- 
stellen, der bestehen' würde, wenn der zum Ersatz ver- 
pflichtende Umstand nicht eingetreten wäre. Natürlich be- 
dingt die Schadensersatzpöicht immerhin eine Kausalität. 
Wie weit der neutrale Staat für einen eventuellen indirekten 
Schaden verantwortlich ist und wo die Grenze seiner Haft- 
barkeit liegt, ist Talfrage, für deren Beurteilung allein das 
Schiedsgericht massgebend sein dürfte. 

Besitzt aber der neutrale Staat nicht die Macht, seine 
Pflichten zu erfülleu und seine Neutralität nach aussen zu 
vertreten, dann kann er zwar nicht mehr verantwortlich ge- 
macht werden, aber es besteht auch für den geschädigten 
Kriegführenden keine Verpflichtung mehr, die Neutralität 
eines solchen Staates zu wahren. 
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IV. Kapitel. 

Die Bedeutung der Regeln nach dem Schiedsspruch. 

Im Schlussatze des Art. VI des Washingtoner Vertrages, 
der die drei Regeln enthält, verpflichteten sich die hohen 
Kontrahenten nicht bloss zur Beobachtung dieser Regeln 
anter sich für die Zukunft, sondern auch zu ihrer Mitteilung 
an die übrigen Seemächte mit der Einladung zu ihrer An- 
nahme. Tatsächlich haben es aber die beiden kontrahierenden 
Staaten bis heute unterlassen, diese Regeln den übrigen 
Mächten zur Annahme mitzuteilen und zwar aus verschie- 
denen Gründen. 

Schon beim Schiedsgerichte gab es bezüglich der Inter- 
pretation der drei Regeln derartige Differenzen, dass der von 
der Königin von England erwählte Schiedsrichter und Richter 
am Admiralitätshof, Sir Alexandre Cockburn, formell gegen 
den Schiedsspruch protestierte und ihn nicht unterzeichnete. 
Die beiden kontrahierenden Staaten selbst waren, wie wir 
gesehen haben, nicht bloss darüber uneinig, ob die Washingtoner 
Regeln altes oder neues Völkerrecht enthielten, sondern auch 
bezüglich ihrer Interpretation verschiedener Ansicht. Ins- 
besondere verwarf England in gewisser Beziehung die vom 
Schiedsgerichte vertretene Auffassung, die der amerikanischen 
Interpretation sehr nahe kam. Es ist auch nicht zu leugnen, 
dass gerade die Auffassung des Schiedsgerichtes von der due 
diligence die Regeln für die Neutralen geradezu unannehmbar 
machte. So erklärt sich auch die offizielle Äusserung 
M. Gladstones in der Kammer der Abgeordneten, dass, wenn 



1 



-•■^ä 



— 58 — 

diese Regeln den anderen Mächten unterbreitet werden sollten, 
die britische Regierung ihre Meinungsverschiedenheit mit der 
Interpretation des Gerichtes zum Ausdruck bringen werde. 
Zu der Uneinigkeit der Parteien kam noch ein weiterer Um- 
stand hinzu, der die Ausführung des Schlussatzes des Art. VI 
wenig erfolgreich erscheinen liess. 

Man konnte von den Landmächten des Kontinents nicht 
ohne weiteres die offizielle Sanktionierung von Neutralitäts- 
regeln erwarten, die ausschliesslich nur für den Seekrieg von 
Bedeutung waren, zumal gerade die beiden Kontrahenten als 
Seegrossmächte die analoge Anwendung der Regeln auf die 
Prinzipien der Lieferung von Waffen und anderen Kriegs- 
mitteln, wie sie für den Landkrieg in Frage stehen, geleugnet 
hätten. Ein weiterer Grund für die Nichtnotifikation der 
Regeln ist auch in der englischen Politik zu erblicken. 

Anlässlich der Notifikation der Regeln wäre von den 
Mächten jedenfalls die Frage des Handels mit Kriegskonter- 
bande lebhaft debattiert worden, vielleicht gar eine Definition 
der Kriegskonterbandeartikel zustande gekommen. Ein der- 
artiges Vorgehen, das allzu leicht mit der Anerkennung des 
Prinzips der Freiheit des Privateigentums auf dem Meere 
(mit Ausnahme der erklärten Kriegskonterbande) Hand in 
Hand gehen konnte, wäre aber sehr gegen die Intentionen 
Englands gewesen, dessen konstante Politik sich gegen eine 
Regelung dieser Punkte sehr ablehnend verhält, im Gegen- 
satz zu Amerika, das stets in uneigennütziger Weise für die 
Freiheit des Privateigentums im Seekrieg eintrat. 

England sucht nach wie vor seine Weltmachtstellung 
dadurch zu erhalten, dass es im Kriege, gestützt auf seine 
bedeutende Flotte, im Gegensatze zur modernen Idee vom 
Kriege als blossen Kampf der offiziellen Streitkräfte den 
Gegner gerade auf dem Gebiete des Welthandels ökonomisch 
möglichst schwer zu schädigen sucht. 
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Ausserdem war es auch vorauszusehen, dass Deutsch- 
land gerade mit Rücksicht auf die indirekte Teilnahme der 
beiden Staaten am kurz vorher beendeten französischen 
Kriege durch Lieferung von Kriegsmaterial an Frankreich 
an der offiziellen Sanktionierung dieser Neutralitätsregeln 
für den Seekrieg die Bedingung knüpfen werde, dass man 
auch in Bücksicht auf seine Verhältnisse als Landmacht die 
Regeln in analoger Weise auf den Landkrieg übertrage und 
überhaupt die Lieferung von Waffen und Kriegsmaterial den 
Neutralen verbiete. Das Rotbuch von 1872 bestätigt diese 
Auffassung. Am 11. März 1872 schreibt der österreichisch- 
ungarische Gesandte in London, Graf v. Beust, an seine Re- 
gierung, dass Lord Granville ihn soeben informiert habe, 
dass angesichts der angekündigten Notifikation der Regeln 
Fürst Bismarck sich in wenig günstiger Art darüber ge- 
äussert hätte. Nach Ansicht des Fürsten müssten die Neu- 
tralitätsprinzipien, betreffend Bemannung und Bewaffnung der 
Schiffe, auf die Lieferung von Waffen und anderen Kriegs- 
materialien ausgedehnt werden. Lord Granville habe aber 
die Ausrede gebraucht, diese Bedingungen seien mit Rück- 
sicht auf die Schwierigkeit der dadurch bedingten Eontrolle 
unmöglich erfüllbar. Tatsächlich suchte man die Unterhand- 
lungen über die Notifikation nicht weiter auszudehnen, da 
man k ein dem eigenen Interesse zuwiderlaufendes Resultat 
vermeiden wollte. Man war zufrieden, dass wegen angeb- 
licher unüberwindlicher Schwierigkeiten die ganze Angelegen- 
heit scheiterte, zumal auch Frankreich in Nr. 9 Titel II des 
Gesetzes über die Fabrikation und den Handel mit Kriegs- 
waffen vom 14. Juli 1860 die von Deutschland vertretene Auf- 
fassung teilte. 

So kam es, dass eine Einladung zur Annahme der 
Washingtoner Regeln an die übrigen Mächte überhaupt nicht 
ergangen ist. Die Regeln sind also in ihrer wörtlichen 
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Fassung niemals Bestandteil des Völkerrechts geworden und 
haben daher auch an sich keinen Anspruch auf allgemeine 
Gültigkeit. Ihr verpflichtender Inhalt jedoch ist, wie wir 
vorher ausgeführt haben, schon lange vor Erlass der Regeln 
ein in Theorie und Praxis geübtes Völkerrecht gewesen. 

Einer formellen Annahme der Regeln durch die Mächte 
scheint es daher überhaupt nicht bedurft zu haben; es hätte 
sich lediglich um ihre neue Sanktionierung handeln können. 
Auch das Völkerrechtinstitut, das von berühmten Rechts- 
gelehrten der verschiedensten Nationen zur Beratung von 
internationalen Rechtsfragen und Kontroversen im Dienste des 
Friedens gegründet worden war, beschäftigte sich gleich in 
der ersten regelmässigen Zusammenkunft sehr eingehend mit 
den Washingtoner Regeln. Eine Studienkommission, die 
speziell mit ihrer Prüfung betraut war, erholte Gutachten 
von MM. Galvo, Lorimer, Woolsey, Rolin-Jaquemyns und 
Beach Lawrence. Blunschli erstattete darüber in der Sitzung 
vom 3. September 1874 Bericht und brachte selbst einige 
negative und positive Vorschläge ein. Es zeigte sich, dass 
auch die Völkerrechtslehrer über den Inhalt der Washingtoner 
Regeln der verschiedensten Meinung waren. Ganz merk- 
würdige Ideen entwickelte Mr. Lorimer in seinem Gutachten, 
in dem er die Behauptuug aufstellte, es sei gut, den Krieg 
zu verlängern, damit sich der Feind völlig erschöpfe und 
dadurch ein dauernder Friede entstünde. Er missbilligte in- 
folgedessen alle Massregeln, die einen Kriegführenden hindern 
können, sein Geld auszugeben. Mr. Lorimer vertrat hier 
eine Ansicht, die gegen das Interesse aller Staaten ver- 
stösst; denn die kürzesten Kriege sind doch noch die er- 
träglichsten. 

Auch in der weiteren Beratung herrschte unter den 
Institutsmitgliedern eine verschiedene Auffassung der Regeln. 
M. Pierantoni z. B. suchte darzulegen, dass die Regeln neue 
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Verpflichtungen enthielten, die Mehrzahl allerdings war gegen- 
teiliger Ansicht. Allgemein wurde mit Recht bemerkt, dass 
den Regeln eine juristisch präzise Ausdrucks weise fehle. In 
der Sitzung vom 4. September 1874 fasste M. Westlake die 
Ansicht des Instituts dahin zusammen, dass er erklärte: 
„Les principes sur les quels les trois rdgles sontfonddes meritent 
approbation, mais, dans leur forme actuelle» ces rdgles ont donne 
Heu d des difficultös trop grandes pour qu'on puisse les recom- 
mander telles quelles ä Tacceptation des gouvernements, point sur 
lesquels les gouvernements anglais et americain sont d'ailleurs 
Saccord" 

Zugleich brachte er eine Neuredaktion der Regeln in 
Vorschlag. Da man in der Mehrzahl der Anschauung war, 
dass das Institut nicht bloss kritisch, sondern auch in frucht- 
barer Weise schaffend wirken sollte, wurde auf ßluntschlis 
Vorschlag am 5. September 1874 eine Kommission eingesetzt, 
die sich mit der neuen Formulierung der Regeln beschäftigen 
sollte. Der diesbezügliche Beschluss des Instituts, der sich 
ganz an die vier positiven Vorschläge ßluntschlis anlehnt, 
lautete folgendermassen : 

I. Les trois rdgles du traue de Washington du 8 mai 1871 
ne sont que Vapplication de ce principe reconnu par le droit 
des gens f que V^Jtat neutre, desirereux de demeurer en paix et 
amitie avec les belligerants et de jouir des droits de la neutra- 
lue, a aussi le devoir de s 9 abstenir de prendre ä la guerre une 
part quelconque par la prestation de secours militaires ä Vun des 
belligerants on ä tous les deux, et de } veiller ä ce que sur son 
territoirre ne soient commis par qui que ce soit des actes qui 
constitueraient une pareille Cooperation ä la guerre. 

Das Institut brachte hiemit die richtige Anschauung zum 
Ausdruck, dass die Washingtoner Regeln nichts anderes ent- 
halten als althergebrachtes Völkerrecht. 



Im Art. II hebst es: 

Pour 4carter les controverser qui ont surgi au sujel de 
Vinterpr4tation de ces regles, il serait desirable que la redaclion 
en jüt r4vis4e. L'instüut charge la eommission nomme" a Gand 
et ä la quelle ont 414 adjoints M. M. Asser, Maneini, Neu- 
mann et Westlake, de Computer Vitude de trois Regles de Wa- 
shington et d'en essayer une nouvelle redactin. 

Im Art. III bezeichnet das Institut als Masstab zur 
Beurteilung einer Neutralittttsverletzung nicht den Charakter 
der Handlung selbst, sondern es legte vielmehr gleich der 
amerikanischen Auffassung die feindliche Absicht zu Grunde 
unter Beibehaltung der uralten Bech tsbegriffe von dolus und culpa. 

Art. III sagt demnach: 

„Le seid fait mat4riel dun acte hostüe commis sur le 
territoire neutre, ne suffit pas pour rendre responsable V&tat 
neutre. Pour qu'on puisse admettre qu'Ü a vtoli son devoir 
il jaut ?« preuve soit cfune intention hostüe (Dolus) soit d"une 
negligence (Culpa)." 

Art. IV bestimmt im Interesse des Friedens: 

La puissance les4e par une violation des devoirs de neutralite, 
w'a le droit de eonsiderer la neutralit4 comme eteinte et de re- 
courir aux armes pour se d4fendre contre l'jZtat, qui a violee, 
que dam ces cos graves et s4ulement pendant la dur4e de la 
guerre. Bans les cos peu graves ou lorsque la guerre est ter- 
minie, de fettes contestations appartiennent exclusivement ä la 
proceolure arbilrale. 

Über Schaden ersatzfrage n soll ein Schiedsgericht ent- 
scheiden, sagt Art. V. 

Le tribunal arbitral prononce e ex bono et aequo sur les 
dommages-interets, que l'£tat neutre doit, par suite de sa respon- 
tOb&itS, pager ä l'ßtat lese, soit pour luimcme, soit pour ses 
ressortissants. 
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Auf Grund dieses Beschlusses kam auch tat- 
sächlich eine Neuredaktion der Regeln zustande, 
die im August 1875 vom Völkerrechtsinstitut offi- 
ziell anerkannt wurde. 

Ihre Fassung ist folgende: 

I. L'Etat neutre desireux de demeurer en paix et amitte avec les 
belligerants et de jouir des droits de la neutralite, a le devoir 
de s'abstenir de prendre ä la guerre une part quelconque, par la 
prestation de secours militaires ä Tun des belligerants ou ä tous 
les deux, et de veiller ä ce que son territoire ne serve de centre 
d'organisation ou depoint de d6part ä des expeditions hostiles 
contre Tun d'eux ou contre tous les deux. 

II. En consequence l'Etat neutre ne peut mettre, d'une maniero quel- 
conque ä la disposition d'aucun des Etats belligerantes ni leur vendre 
ses vaisseaux de guerre ou vaisseaux de transport militaire, non 
plus que le materiel de ses arsenaux ou de ses magasins militaires, 
en vue de l'aider ä pour suivre la guerre. En outre l'Etat neutre est 
tenu de veiller ä ce que d'autres personn es ne mettent des vaisseaux 
de guerre ä la disposition d'aucun des Etats belligerantes dans ses 
ports on dans les parties de mer qui dependent de sa juridiction. 

III. Lorsque l'Etat neutre a connaissance d'entreprises on d'actes de 
ce genre, incompatibles avec la neutralite, il est tenu de prendre 
les mesures necessaires pour les empecher, et de poursuivre corame 
responsables les individus qui violent les devoirs de la neutralite. 

IV. De möine l'Etat neutre ne doit ni permettre ni souffrir que Tun 
des bolligtrants fasse de ses ports ou de ses eaux, la base d' Ope- 
rations navales contre l'autre, on que les vaisseaux de transport 
militaire se servent de ses ports ou de ses eaux, pour renouveler 
ou augmenter leurs approvisionnements militaires on leurs armes, 
ou pour recruter des hommes. 

Y. Le seul fait materiel d'un acte hostile commis sur le territoire 
neutre, ne suffit pas pour iendre responsable l'Etat neutre. Pour 
qu'on puisse admettre qu'il a vioie son devoir, il faut la preuve 
soit d'une intention hostile (Dolus) soit d'une negligence manifeste. 
(Culpa.) 
VI. La puissance 16s6e par une violation des devoirs de neutralite 
n'a le droit de considerer la neutralite" comme steinte, et de 
recourir aux armes pour se d6fendre contre l'Etat qui l'a violee, 
que dans les cas graves et urgente, et surement pendant la duree 
de la guerre. Dans les cas peu graves on non urgents, ou lorsque 
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la guerre est termioSe, des contuslatioos de ce genra appanicunent 
oxclusivement a la proc6du.ro arbitrale. 
VII. Le tribunal arbitral prononcs ex bono et aequo ßur les dommages 
intörSts quo l'Etat neutre doit, par auite da aa responsable 
payer ä l'Etat losö, soit pour lui-m6me, soit pour ses ressor- 
ttssaots. 

Wenn auch diese Formulierung vom Völkerrechtsinstitut 
offiziell angenommen wurde, so ist doch zu bemerken, dass 
keiner der sieben Artikel den einstimmigen Beifall der Insti- 
tutsniitglieder fand, da man immer wieder neue Verbesserungs- 
vorschläge brachte. Von der praktischen Erwägung ausgebend, 
dass Neutralitätsregeln gar niebt klar und präzis genug sein 
können, hatte sich das Institut bemüht, den Washingtoner | 
Regeln eine möglichst deutliche Fassung zu geben. In Ziff. I 
der Neuredaktion hatte man den Regeln eine weitere Fassung ' 
verliehen, indem mau die in den Regeln enthaltene, für jeden 
Land- oder Seekrieg massgebende allgemeine Neutral i tat spflicht 
der aktiven und passiven Nicht teil nähme am Krieg voraus- 
schickte. Man wollte eben aus den Regeln des Einzelfalles 
eine allgemeineNeutralitätsregel entwickeln. In den Art. II, III 
und VI ist dann die eigentliche neue Fassung der Washing- 
toner Regeln enthalten, während die Art. V— YII die wichtige, 
in den Washingtoner Regeln ganz übergangene Frage der 
Verantwortlichkeit und des Schadenersatzes in billiger Weise 
zu lösen versuchen. Ein Erfolg war auch dieser Arbeit nicht 
beschieden. Die neuredigierten Regeln haben das Schicksal 
der alten geteilt. Die Washingtoner Regeln waren aber nicht 
gänzlich der Vergessenheit verfallen, denn wir finden sie 
wörtlich wiedergegeben in der englischen Neutralitäts- 
erklärung anlässlich des amerikanisch-spanischen Krieges vom 
23. April 1898. Später freilich hat England die Regeln end- 
gültig fallen gelassen, denn in seiner Neutralitätserklärung 
aulässlich des russisch-japanischen Krieges vom 11. Februar 1904, 
die mit der vorher erwähnten identisch ist, hat man die drei 






Regeln vollkommen ausgelassen. Wenn aber auch, die Regeln 
selbst für die beiden Kontrabenten als tot zn betrachten sind, 
so hat doch ihr materieller Inhalt als gutes altes Völkerrecht 
nicht nur weitergelebt, sondern ist vielmehr gerade in jüngster 
'/.eit durch den Völkerrechtaareopag, die Haager Konferenz 
n neuem Leben nnd Wirken wachgerufen worden. Bereits 
in der ersten Haager Konferenz des Jahres 1899 hatte 
vor Eintritt in die Beratung der Brüsseler Deklaration der 
luxemburgische Vertreter Eyschen, um einem dringenden Be- 
dürfnisse abzuhelfen, eine Kodifikation des Neutralitatsrechtes 
angeregt. 

Durch die Umstände veranlasst, musste sich schliesslich' 
die I. Haager Konferenz mit dem Wnnsche begnügen, es 
mögen die Fragen der Rechte und Pflichten der Neutralen 
und der Unverletzlichkeit des Privateigentumes im Seekriege 
auf das Programm einer späteren Konferenz gesetzt werden. 
Diesem Wunsche kam auch die II. Haager Konferenz des 
Jahres 1907 insoweit nach, als die Rechtsanschauungen nnd 
Interessen der beteiligten Staaten es gestatteten. Die Kon- 
ferenz habe sich bemüht, sagt das dem deutschen Reichstag 
zugegangene Weissbuch, einen billigen Vergleich zu schaffen 
zwischen den Interessen der Kriegführenden und der Neu- 
tralen, insbesondere auf dem Gebiete des Verkehres. Die 
Konferenz hat auch den Wunsch ausgesprochen, es sollten 
im Kriegsfälle alle Behörden sich zur besonderen Pflicht 
machen, den Fortbestand des friedlichen Verkehres nach 
Möglichkeit zn sichern und zu schützen. 

Ein besonderes Verdienst um die Ausgestaltung des Neu- 
tralitätsrechtes erwarb sich hiebei die im Osten aufblühende 
Grossmacht Japan, die, angeregt von den Vorkommnissen in 
ihrem letzten Kriege mit Russland eine Reihe von Seekriegs- 
rechtlichen Fragen der Haager Konferenz zur Beurteilung 
ia Vorlage brachte, nachdem Russland die ganze Frage auf 






das Programm gesetzt hatte. Zunächst beschäftigte sich 
die Konferenz mit der Feststellung der Rechte und Pflichten 
der Neutralen im Fall eines Landkrieges. Als obersten 
Grundsatz verkündet die Konferenz zuerst die Unverletzlichkeit 
des neutralen Gebietes und verbietet im besonderen, dass auf 
diesem Territorium Kombattantenkorps gebildet oder Werbe- 
stellen eröffnet werden. Die neutrale Macht wird besonders 
verpflichtet, derartige Handlungen nicht zu dulden und sie 
zu bestrafen, wenn sie auf ihrem eigenen Territorium verübt 
worden sind. Mehr als die Hälfte von den 14 Vereinbarungen 
der Konferenz befassen sich jedoch mit der rückständigsten 
Materie des Völkerrechtes, mit dem Seekriegsrecht. Die ersten 
Artikel davon regeln das Verhalten der Kriegführenden in 
neutralen Häfen und Gewässern. Die Kriegführenden haben 
sich auf dem neutralen Gebiete unter Respektierung der 
Houeitsreehte des neutralen Staates jeglicher neutralitätsver- 
letzender Handlung zu enthalten. 

Ganz dem Inhalt des I. Teiles der Washingtoner Regel 
entsprechend, ist es den Kriegführenden unter anderem ver- 
boten, in neutralen Gewässern irgend welche Feindseligkeiten 
auszuüben oder neutrale Häfen nnd Gewässer als Stützpunkte 
für Seekriegs Unternehmungen zu benützen. Im weiteren 
werden die Pflichten der Neutralen gegenüber den Krieg- 
führenden geregelt. Dabei ist es besonders bemerkenswert, 
dass uns im Art. 8 die I. der Washingtoner Regeln in fast 
wortgetreuer Fassung begegnet. „Eine neutrale Regierung 
ist verpflichtet," heisst es, „die ihr zur Verfügung stehenden 
Mittel anzuwenden, um in ihrem Hoheitsbereiche die Aus- 
rüstung oder Bewaffnung jedes Schiffes zu verhindern, bei 
dem sie triftige Gründe für die Annahme hat, dass es zum 
Kreuzen oder zur Teilnahme an feindlichen Unternehmungen 
gegen eine Macht, mit der sie in Frieden lebt, bestimmt ist. 
Sie ist ferner verpflichtet dieselbe Überwachung auszuüben, 
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am zu verhindern, dass ans ihrem Hobeitsbereiche irgend ein 
zum Kreuzen oder zur Teilnahme an feindlichen Unter- 
nehmungen bestimmtes Schiff ausläuft, das innerhalb ihres 
Hoheitsbereiches ganz oder teilweise zum Kriegsgebrauch 
hergerichtet worden ist." 

Nur der Ausdruck „(to use due diligence) hinreichende 
Sorgfalt anzuwenden", ist von der Konferenz in „die zur 
Verfügung stehenden Mittel anzuwenden« geändert worden. 
Diese neue Fassung entspricht allerdings ganz den zitierten 
Anschauungen Lord Granvilles und Sir Kondell Palmers 
über die due diligence, dürfte aber doch wohl nicht der 
richtige Masstab für die Beurteilung der Pflichterfüllung sein. 
Denn wenn man zur Erfüllung seiner Pflicht bloss die zur 
Verfügung stehenden Mittel anzuwenden hat, so lässt sich 
sehr leicht der Fall denken, dass diese Mittel eben infolge 
schuldhafter Nachlässigkeiten objektiv unzulänglich sied; dass 
z. B. im praktischen Fall die Hafenpolizei oder die Zollbe- 
hörden den an sie gestellten Anforderungen nicht entsprechen. 
Für eine grobe Fahrlässigkeit sollte man doch wohl die Ver- 
antwortlichkeit aufrecht, erhalten. 

Was aber die Kriegskonterbande im allgemeinen anlangt, 
so steht die Haager Konferenz anf demselben Standpuukt 
wie die Kontrahenten des Washingtoner Vertrages. Sie legt 
nämlich den neutralen Staaten keine Verpflichtung auf, ihren 
Angehörigen den Handel mit Kriegskonterbande zu verbieten. 
In den weiteren Artikeln regelt sich sodann der Aufenthalt 
der Kriegsschiffe in neutralen Häfen nnd Gewässern. 

unter dem vorangestellten selbstverständlichen Billigkeits- 
prinzip, dass die Anordnungen des neutralen Staates auf 
beide Kriegführende gleicbmässig angewendet werden, ttber- 
liess man diese Regelung dem freien Ermessen des einzelnen 
Staates und stellte als dispositive Vorschrift für den Normal- 
fall unter Deutschlands Vorbehalt die 24 Stunden Regel auf. 



Ferner gestattete man nattrtirb die Reparatur tod Schiffs- 
schädeu zur Wiederherstellung der Seefahigkeit. 

Im übrigen btingt der Art 18 noch den zweiten Teil 
der zweiten Washingtoner Regeln deutlich zur Geltung, wenn 
er Hagt: Die Kriegsschiffe ron Kriegführenden dürfen die 
neutralen Häfen, Reeden and Kastengewlaser nicht benutzen, 
um ihre militärischen Vorräte oder ihre Armierung zu er- 
neuern oder zu verstärken, sowie am ihre Besatzung zu er- 
gänzen. 

In gewissen Grenzen masste natürlich auch die Einnahme 
von Lebensmitteln nnd Feuerungsmaterial gestattet werden. 

Nach weiteren Bestimmungen über das Einbringen von 
Prisen bei es im Art. 25t Eine neatrale Wacht ist ver- 
pflichtet, nacb Masagabe der ihr zur Verfügung stehenden 
Mittel die erforderliche Aufsicht auszuüben, am innerhalb 
ihrer Häfen, Reeden und Gewässer jede Verletzung der vor- 
stehenden Bestimmungen zu verhindern. Also anch die dritte 
der Washingtoner Hegeln hat hier mit der geänderten Fassung 
der dtie dilligence in die zur Verfügung stehenden Mittel 
ihre getreue Wiederholung erfahren. 

Diese Wiedergebart der Washingtoner Regeln in der 
Hunger Kon feien/, ist nicht zu verwundern. Dens da die 
Hegeln althergebrachtes, in Theorie nnd Praxis bekanntes, 
in Gesetz und Gewohnheit geübtes Neutralitätsrecht enthalten, 
konnte hei dem suche einer Kodifikation dieses Rechtes 

ihr Inhalt nicht übergangen werden. Der Umstand ihrer 
teilweisen fast wortgetreuen Aufnahme scheint an beweisen, 
d.iss die Konferenz sich der Washingtoner Regeln erinnert 
und ihnen einige Bedeutung beigemessen hat Die Sitxongg- 
protokolle der Konferenz werden näheren Aufschlnss darüber 
geben. 

Untwei fei h:ift bedeutet die zweite Haager Konferenz 
eiuen wesentlichen Fortschritt auf dem Gebiete des seit 
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langer Zeit stagnierenden Seekriegsrechtes. Wenn ihr auch 
die Abschaffung des Seebeuterechts wegen des Widerstandes 
mehrerer grosser Seemächte nicht gelang, so wurden doch 
wesentliche Einschränkungen dieses barbarischen Hechtes 
erzielt. So sollen von nun an alle Briefpostsendungen auf 
See, ob auf neutralem oder feindlichem Schiffe, ob privater 
oder amtlicher Natur, ob von Kriegfährenden oder Neutralen 
herrührend, unverletzlich sein. Neutralen Postdampfern wird 
eine bevorzugte Stellung eingeräumt; desgleichen sollen Fahr- 
zeuge der Küstenfischerei und der kleinen Lokalschiffahrt, 
wie Schiffe, die religiösen, wissenschaftlichen oder menschen- 
freundlichen Aufgaben dienen, dem Seebeuterecht ent- 
zogen sein. 

Wenn auch das übrige Privateigentum heute noch dem 
Beuterecht nuterliegt nach dem mitteralterlichen Prinzip 
„Macht geht vor Recht", so besteht doch kein Zweifel, dass 
es der Doktrin nnd Praxis in absehbarer Zeit gelingen wird, 
diesen Widerspruch mit dem modernen Kriegsrecht gänzlich 
zu beseitigen. 

Die in neuerer Zeit von der Allgemeinheit begehrten 
erhöhten Persönlichkeitsrechte anf sozialem Gebiete werden 
auch in gewisser Beziehung auf das Seekriegsrecht zurück- 
wirken und es humanisieren , wenn nnr die Gesamtheit der 
Völker nicht müde wird, für ihr erkanntes gemeinsames 
Interesse gegenüber den Hegemonisten zur See immer wieder 
einzutreten. 
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